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Einleitung. 



Das Urheberrecht, auch Autorrecht genannt, ist das 
Eecht, über die Vervielfältigung und Veröffentlichung eines 
Geistesproduktes (eines Werkes der Literatur und Kunst) 
ausschliesslich und beliebig zu verfugen. In dieser Ver- 
fügung wird mitbegriffen das Recht zur ausschliesslichen 
öffentlichen Aufführung eines dramatischen, musikalischen 
und dramatisch-musikalischen Werkes. 

Das Rechtsbewusstsein fordert, dass der Urheber eines 
geistigen Erzeugnisses als solcher geschützt werde, und 
dass ihm die Früchte seiner Tätigkeit zukommen. So klar 
und selbstverständlich dieses Postulat an und für sich 
scheint, so dauerte es doch lange Zeit, bis dasselbe all- 
gemein anerkannt und der Gesetzgebung unterstellt wurde. 
Zwar hat sich schon bei den Römern ein gewisser Bücher- 
handel ausgebildet, ^) dlein Autorrecht und Verlagsver- 
trag waren ihnen unbekannt. So lange Bücher nur durch 
Abschreiben vervielfältigt wurden, mochte der Verfasser 
keinen besonderen Wert auf ein ihm ausschliesslich zu- 
stehendes Vervielfältigungs- und Veröffentlichungsrecht 
legen. Erst die Erfindung der Buchdruckerkunst gewährte 
ein leichtes mechanisches Mittel, literarische Werke in 

^) cf. Hänny: Schriftsteller und Buchhändler in Rom. 
Diss. Halle a. d. S. 1884. 
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grosser Zahl und yerhältnissmässig zu billigem Preis her- 
zustellen» Durch diese ausgedehnte Verbreitung erlangten 
Werke eine neue Bedeutung. Durch Druck und Absatz 
auf eigene Rechnung oder durch Ueberlassiing dieser 
Tätigkeiten an einen Unternehmer, Verleger, gegen Ver- 
abreichung eines Honorars eröffnete sich ihm eine Quelle 
pecuniären Gewinnes. ^) Sobald aber ein Werk Anklang 
fand, so sahen sich auch bald Urheber und Verleger von 
Nachdrucken! bedroht. Zwar erkannte man das Ver- 
werfliche des unberechtigten Nachdruckes, allein das positive 
Becht gewährte zunächst keinen Schutz. Ebenso wenig 
konnte man sich auf das romische Recht stützen und die 
Gesetzgebung zögerte mit Aufstellung eines allgemeinen 
Bechtsschutzes. Dem Bedürfniss wurde zunächst in d^* 
Form dem Verleger ertheilter Privil^en Rechnung ge- 
tragen. ^) Auf diesem Wege aber konnte die Gesetz- 
gebung dem allmälig sich entwickelnden Rechtsbewussisein 
von der UnsitÜichkeit des widerrechtlichen Nachdruckes 
und den Ansprüchen der Urheber geistiger Produkte nicht 
mehr genügen. Bis zum 18. Jahrhundert wurde nur der 
Nachdruck privilegirter Werke bestraft. 

Der Rat der Stadt Nürnberg war der erste, welcher 
1623 Schriften und Gemälde gegen Nachdruck und Nach- 
bildung schützte, ob ein Privileg verlangt worden war 
oder nicht. Aber erst gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts begann man in Sachsen, Hannover und Oest^v 
xeich den Urhebern und Verl^em derselben einen selbst- 
fitändigen von der Ertheilung eines Privilegiums unab- 
hängigen, allgemeinen Schutz gegen Nachdruck zu ge- 
währen. Insbesondere aber hat Preussen in den Bestim- 
mungen des Theü L, Tit II §§ 996 bis 1036 und des 



1) cf. Wächter : Das Verlagsrecht etc. pag. 4. 

«) cf. Wächter : Das Verlagsrecht etc. pag. 8. Anm, 11 u. 12. 
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Theil n., Tit. 20 §§ 1294 und 1297 des Allgem. Land- 
rechts von 1794, sowol das Verlagsrecht als die Bestrafung 
des Nachdruckes ausführlich ger^elt. Wir übergeh^i 
hier den weiteren Entwicklungsgang dw deutschen und 
preussischen Gesetzgebung und betonen bloss ^ dass das 
heutige deutsche Reich eine YoUstöndige und ganz vor- 
irefSiche Godifikation über unsere Materie besitzt in d^n 
Jßeichsgesetz vom 11. Juni 1870, betr. das Ü.-R. an Schrift- 
werken, Abbildungen, musikalischen Compositionen und 
dramatischen Werken, welches mit dem 1. Januar 1871 
in Kraft trat, sowie in dem Reichsgesetz betr. das U.^R. 
an Werken der bildenden Künste vom 9. Januar und dem- 
jenigen zum Schutz der Photographieen vom 10. Januar 
1876. ^) Wir verzichten darauf, die Entwicklung in Eng- 
land zu beleuchten, wo man zuerst das U.-R. als ein natür^ 
liches Becht betrachtete, das aus der Billigkeit fliesse 
tind durch die equity courts geschützt werden müsse. ^) 
In Frankreich erliess der Convent der ersten Republik 
jam 19* Juni 1793 ein diessbezügliches, einfaches und bahn- 
brechendes Gesetz ftlr alle Gebiete des geistigen Schaffens, 
inrährend alle Privilegien und Monopole abgeschaffb vnii>- 
den« Die napoleonkche Gesetzgebung hat auf den vor- 
liaudenen Grundlagen weiter gebaut und im Code penal 
jede contrefa^on ^ als strafbares Vergehen erklärt. *) 



^) Ergänzend tritt hinzu das Gesetz betr. das U.-R. an 
JViustem und Modellen vom. 11. Januar 1876« 

») Vergl. Wächter a* a. 0. S. 766 f. f. u. Slater. the law 
jrelating to copy-riht and trade-marks. Lc»)don 1884 p. 5 — 11. 

*) Contrefa^^ bedeutet sowol Nachdruck als imerlaubte 
Kachbildung eines Kunstwerkes, sowie Reproduktion bezw. Aus- 
l>eutung einer techaisehen Erfindung. 

*) VergL A. v. Orelli : Der internationale Schutz des U^-R. in 
V. Holtzendorff^s deutschen Zeit- u. Streitfragen. N. F. IL Heft 1—2. 
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Ausserordentlich lange hat die Schweiz mit einer 
allgemeinen Anerkennung eines Urheberrechts gez^ert^ 
wohl desshalb, weil man ganz irrthümlich im Schutze- 
eines solchen Rechtes eine Beschrankung der Gewerbefrei* 
heit erblicken wollte. Abgesehen Ton Genf, welches auch 
nach seiner Wiedervereinigung mit der Schweiz 1815 die 
französische Gesetzgebung im Wesentlichen beibehalten 
hat, so namentlich den code penal und das Gesetz Yom 
19. Juli 1793 betreffend contrefa9on, anerkannten die andern 
Kantone kein U.-R. Erst 1856 schlössen eine Anzahl Kantone 
ein Konkordat über den Schutz des schriftstellerischen 
und künstlerischen Eigentums. Gestützt auf Art 64 der 
B.-V. Ton 1874 ist endlich nach sorgfältigem Studium 
und gründlicher Beratung am l. Januar 1884 ein Bun- 
desgesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der Lite* 
ratur und Kunst in Kraft getreten, ^) nachdi^m schon das- 
B.-G, über das O.-R. die Uebertragbarkeit eines U.-R. 
unter Lebenden (Verlagsvertrag) geregelt hatte. 

Indessen hatte die Schweiz schon vor dem Zustande^ 
kommen des cit. B.-G. mit fremden Staaten Literar-Yer> 
träge abgeschlossen, wodurch eine gegenseitige Anerken- 
nung des U.-R. geschaffen wurde, welche sowol gegen Nach- 
druck schützte, als auch das Uebersetzungsrecht wahrte,, 
mit Frankreich am 30. Juni 1864 für: 

1. Literarische und künstlerische Werke, wie- 
Bücher, Flugschriften, musikalische Gomposi- 
tionen, Zeichnungen, Gemälde, Stiche und 
Aehnliches ; 

2. Uebersetzungen ; 



*) cf. A. V, Orelli : Das Schweiz. B. - G. b^. U. - R. am 
Werken d. Lit. u. Kunst erläutert v. A, v. Or .Zürich 1884 
S. 19, ff. 
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3. Die Darstellung oder Aufiäbrung dramatischer 
oder musikalischer Werke; 

4. Masterzeichnungen; 

5. Fabrik- und Handelszeichen; ^) 

mit Belgien unterm 25. April 1867, mit Italien am 22, 
Juli 1868, mit dem norddeutschen Bund am 18. Mai 1869^ 
mit Baden, Bayern, Württemberg und Hessen am 16. 
Oktober 1869. Der Vertrag vom 13. Mai 1869 wurde 
dann durch Uebereinkunfb vom 23. Mai 1881 damals auf 
weitere 5 Jahre für das deutsche Reich in Kraft erklärt. 
Sämmtliche Verträge, stimmen, fast wörtUch mit dem fran- 
zösischen vom 30. Juni 1864 überein und hatten zur Folge^ 
dass die Angehörigen der contrahirenden Staaten bis zum 
1. Januar 1884 in der Schweiz mehr Rechte hatten als 
eigene Landeskinder, in den dem Konkordat nicht beige- 
tretenen Kantone. 

Als bedeutendster Fortschritt auf dem Gebiete des 
Ü.-R. ist zu erwähnen, dass 1885 nach mehrjährigen 
Vorbereitungen auf Anregung der Association litteraire 
internationale und auf Einladung des schweizerischen Bun- 
desrates hin, eine Uebereinkunfb betr. Gründung einer 
internationalen Vereinigung für den Schutz literarischer 
und künstlerischer Werke zu Stande gekommen ist. Diese 
allgemeine Literarconvention, im September 1886 in Bern 
unterzeichnet von der Schweiz, Deutschland, Belgien, 
Spanien, Frankreich, Grossbrittanien, Hayti, Italien, Libe- 
rien und Tunis, verfolgt den Zweck, einem der Vereins- 
staaten angehörenden Urheber eines literarischen oder 
künstlerischen Werkes, das im Unionsgebiet veröffentlicht 
wird, sowie dessen Rechtsnachfolger in jedem der der 



■) cf. v. Orelli: a. a. 0. pag. 13. Dieser Vertrag wurde 
im Jahre 1882 erneuert. .« 
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TTebereinkunft angehörenden Länder den gleichen Schutz 
:zu gewähren, den der einheimische Urheber geniesst und 
AaA Uebersetxungsrecht dem Verfasser 10 Jahre lang zu 
wahren. (Daneben bleiben jjie bestehenden Gonyentionen 
in Kraft, indessen nur, soweit sie weitergehende Rechte den 
Angehörigen der vertragschliessenden Staaten gewähren.) 
Sitz des internationalen Bureau ist Bern. Es steht unter 
Aufsicht des schweizerischen Bundesrates. Der Beitritt 
der übrigen Staaten ist vorbehalten. 

Mit dieser Convention ist för Kunst und Wissen- 
schaft, welche beide ohnehin, trotz nationaler Eigentum-* 
lichkeiten, kosmopolitischen Charakter tragen, ein inter- 
nationales Recht geschaffen, an dessen Realisirung schweize- 
rische Gelehrte und Staatsmänner hervorragenden Anteil 
genommen haben. 

§ 1. 

Entstehung eines Urheberrechts. 

Fasst man die rechtlichen Beziehungen über Ent- 
iätehung eines Ü.-R. ^) an einem literarischen oder künst- 
lerischen Werk in's Auge, so kommen in Betracht: 

1. Die Befugniss, ein Werk zu erzeugen, diess 
ist ein rein persönliches Recht und beruht auf 
freier Tätigkeit; 

2. Das Literesse des Urhebers und zwar: 

a) ein geistiges, 

b) ein ökonomisches; 



*) Art. 1. B.-G. betr. U.-R. : „Das Urheberrecht an Wericen 
^er Literatur und Kunst besteht in dem ausschliesslichen Rechte, 
diese zu vervielfältigen bezw» darzustellen/' 



— 11 — 

Auch dieser Gesichtspunkt ist aussdiliesriich subjec- 
üver Natur. Die innerlichen Beziehungen, des Urhebers 
zu seiner Schöpfung, der literarische oder künstlerische 
"Wert, die ästhetische Bedeutung einer Arbeit sind dem 
Hechte gleichgültig. Sie bilden das innerliche Interesse 
des Autors, dem das Hecht zunächst keinen Schutz ge- 
währt. Die Verletzung der Ehre wird zwar vom Gesetz 
mit Strafe bedroht und Bluntschli ^) ist der Ansicht, dass 
-das Recht in erster Linie die Persönlichkeit und die Autor- 
ehre schütze, weil der Vermögenswert, ;,den dßs Werk 
liat'', für die juristische Erkenntniss Ton sekundärer Be- 
deutung sei. «) 

Nur in der yermögensrechtlichen Nutzung liegt aber 
«ein objectives reehtliehes Interesse des Autors, die subjec- 
tiven Wünsche dagegen erscheinen dem Rechte gegenüber 
zufällig; erst mit dem Austritt des geistigen Erzeugnisses 
aus dem Kreis ideeller Beziehungen fallt dasselbe der 
JElechtssphäre anheim, also erst wenn es Vermögensobject 
wird. Wie z. B, eine wörtliche, unbefugte Vervielfölti- 
^ng des Werkes der JEhre des Autors als solchem nach- 
teilig sein soll, vermögen wir nicht einzusehen. ^) Indem 
das Recht die Ausschliesslichkeit der Vervielfältigung und 
Veröffentlichung, die Art und das Mass der Verbreitung 
in den Willen des Urhebers stellt, wird demselben aller- 
-dings die Möglichkeit g^eben, noch andere als nur öko- 
nomische Zwecke mit diesen Tätigkeiten zu verbinden. 
Sie sind jedoch von untergeordneter Bedeutung, eine zu- 
iallige Folge der auf Befriedigung wirtschaftlicher Inte- 
xessen gerichteten Rechtsbildung« 



«) D. P. R. I. § 47. 

«) cf* § 2. Ueber das Wesen des U.-R. 

») cf. übr^ns § 4. 
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An weichen Objscten eatateht nun ein U.-E.? m. 
a. W., was ist unter Werken der Literatur und Kunst 
zu verstehen? 

Art. 4 der Benier Convention faast darunter za- 



„Les livrea, brochures ou tona les autres Berits ; 
„les Oeuvres dramatiques ou drainatico - musicales, 
„lea corapoaitioDa muaicales avec on saus paroles, 
„et les arrangemeDts de musique; les oeuvres de 
„dessin, de peiotnre, de sculpture, de gravure, les 
nlitlu^^phies, lea cartes g^graphiques, les planSr 
„les croqnis scientifiques et en geneml toute cenvre 
„quelconque, litteraire, scientifique et artistiqae, 
„qui pourrait etre publice par n'importe quel sjstöme 
„d'impression ou de reproduction." 
Inbegriffen sind auch Karten, Skizzen und plastische 
Arbeiten, welche auf die Wissenschaft Bezug haben. (Re- 
liefe und Aehnliches.) 

Femer verpflichten sich diejenigen Länder der Union, 
in welchen die Photographieeu als künstlerische Werke 
betrachtet werdffliT-dieae letztenr der Wohltat der Con- 
vention teilhaftig werden zu lassen. Ebenso verhält es 
sich mit den choregraphiachen Werken (d. h. die acenische 
Darstellung im Bailei) in demjenigen Unionsgebiet, welches 
diese Werke als dramatisch-musikalische schützt. (Italien.) 
Aus dem Wesen dieser literarischen nnd artistischen 
Erzengnisse eigibt sich, dass ein JJ.-R. entsteht an origi- 
nalen GeistespiKKlnkten, welche einer niechanischen Repro- 
duction föhig sind. M. a. W. zur Entstehung eines U.-R. 
sind notwendig: 

1. Dass Derjenige, welcher dieses Recht bean- 
sprucht eine eigene schriftstellerische oder 
künstlerische Tät^keit entfaltet habe; 
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2. Dass das betreflFende opus sich zum Vertrieb, 
im Buch-, Musikalien- oder Kunsthandel eigne 
m. a. W. ein Yerlägsartikel sei. 

Unter einem geistigen Produkt kann indessen gar 
vielerlei verstanden werden und es sind die neueren Schrift- 
steller und die deutsche Gesetzgebung geneigt, den Schutz 
inuner weiteren Krefiseu geistiger Erzeugnisse angedeihen 
zu lasseh. 

Alles was vorwiegend durch geistige Tätigkeit er- 
zeugt wird, wenn wenigstens die Form oder der Inhalt 
nicht lediglich nachgeahmt ist, bildet ein Geistesprodukt. 

Würde man jedoch den Schutz des Urheberrechts 
auf Alles, was so geschaffen wird, ausdehnen, also auf das 
sog. gewerbliche Eigentum (Muster, Modelle) auf den 
Markenschutz und auf die Erfindungs- Patente, so würde 
gegen das positive Recht gehandelt. Es werden vielmehr 
nur solche Produkte als Gegenstände des U.-R. anerkannt, 
bei denen der geistige Gedanke überwiegt und der Stoff 
nur als Träger der geistigen Form erscheint. So oft die 
mechanische Fertigkeit überwiegt, kann ein U.-R. an der 
Form nicht mehr beansprucht werden. 

Wir werden desshalb unter Werken der Literatur, 
solche zu verstehen haben, welche das Produkt einer eigenen 
geistigen Tätigkeit des Verfassers sind, ein individuelles 
Gepräge tragen und so einen Teil der Literatur zu bilden 
geeignet sind. 

Ebenfalls schwierig ist oft, die Grenze zu ziehen 
zwisdsen Gegenständen der Fabrikation und Handarbeit 
einerseits und einem Kunstwerk anderseits. 

Elostermann ^) drückt sich folgendermassen aus: 

„Die Werke der bildenden Künste dienen zur Mit- 



*) Das U.-R. an Schriften und Kunstwerken p. 177. 
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teikmg ästhetischer VorsteUungen durch die den Gegen^ 
siubuden der Wirklichkeit entlehnten Formen und Farben. 
Da das Kunstwerk ästhetische VicMistellungen vermitteln 
seil, se muss es selbst der Ausdruck einer solchen Vor- 
stellung sein. Es besteht also nicht, wie die Nachbildung^ 
in einer einfachen Wiedergabe der Wirklichkeit, son.- 
dem , auch wenn es einen indiTidußllen G^p^istand a&um 
Vorwurf hat, z. B. beim Portrait, in einer formgeben-- 
den Tätigkeit des Künstlers, welche die sinnliche Gestalt 
durch geistige Vorstellungen vermittelt, reproducirt. Zu 
den unterscheidenden Merkipalen eines Werkes der bil- 
denden Kunst gehört also der ästhetische Zweck und die 
formgebende Tätigkeit des Künstlers.'' 

Aehnlich Wächter: (Das Ü.-R. an Werken der 
bildenden Künste, Photograpbieen und gewerblichen Mustern 
pag. 44.) 

, Jedes Werk der Kunst setzt eine innere Ausschau- 
ung voraus, welche im äussern Stoff dargestellt wird, so 
zwar, dass ihre Darstellung Selbstzweck ist. Jene Aus- 
schauung bildet den geistigen Gehalt des Werkes, ihre 
Darstellung den technisch-künstlerischen Gehalt; jener 
verkörpert sidi in diesem und lässt sich nicht von ihm 
trennen« Einen solchen künstlerischen Gehalt muss jedes 
Werk der bildenden Kunst haben. 

„Häufig aber versteht man unter künstlerischem Ge- 
halt auch den künstlerischen Wert, spricht also von einem 
grossem oder geringern künstlerischen Gehalt. Die Wert- 
messung kommt rechtlich nicht in Betracht. Die Kunst- 
kritik allerdings, mag, um ein Minimum zu bezeichnen^ 
sagen: Das Werk hat keinen künrtlensch^i Wert; sei 
eS; weil sie der innem Anschauung des Künstler» eine 
erhebliche Bedeutung abspricht, sei es, weil die Darstel- 
lung im körperlichen Stoff den Anforderungea der Technik 
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nicht g^recBt wurde. Allein der Rechtsschutz kaom nichb 
durch ein solches Melir oder Minder der Wertschätzung 
bedingt sein^ zumal letztere immerhin individuelle und 
sabjective Ausgangspunkte haben wird. Das Recht bedarf 
unsweifelhaft objectiv feststehende Kriterien.^ 

Eine strengere Ansicht vertritt Jolly: (Die Lehre 
vom Nachdruck.) 

„Der Begriff eines Kunstwerkes kann durch die- 
innere Güte des Geleisteten nicht bestimmt werden, vielmehr 
kommt es hier lediglich darauf an^ ob das Werk seiner 
ganzen Anlage nach dazu bestimmt ist und nach dem ge- 
läuterten Urtheil eines unbefangenen^ nicht blos nach der 
in selbstgefälliger Eitelkeit befangenen Ansicht des Ur- 
hebers dazu bestimmt sein kann , eine Befriedigung des 
ästhetischen Sinnes hervorzurufen. Nach diesem Gesichts-^ 
punkt sind eine grosse Menge von Ptoducten des Kunst- 
fleisses von dem Begriff von Kunstwerken auj^zuschliesseur 
weil sie, jener Bestimmung fremd , nur dem völlig unge- 
bildeten Sinne zur Kurzweil dienen können und sollen^ 
oder nur eine Befriedigung der Neugierde gewähren oder 
ihren Wert mehr der Mode als ihrer innem künstlerischen 
Beschaffenheit verdankend, als Zierrate und reine Luxus-^ 
gegenstände gebraucht werden. '^ 

Betrachten wir den Standpunkt des S. B.-G. 

Auskunft erteilen die Art. 6, 7, 8, 9, B.-G. betr.. 
U.-R. Mit Ausnahme der Bauwerke fallen somit alle 
Werke der bildenden Künste unter das Urheberrecht. 

Es gibt indessen, worauf wir hier nicht näher ein-^ 
treten, sog. erlaubte Entlehnungen. Die einzelnen Gesetz- 
gebungen differiren hierüber. So enthält z. B. Art. 11, 
des S. B,-G. diejenigen Werke der Literatur, der bilden- 
den Künste, die dramatischen und musikaUschen Erzeug- 
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niase, deren Reproduction niebt immer eine Verletzung des 
U.-R. involvirt. 

Die schweizerische Gesetzgebung schliesst sich also 
der ausdehenden Interpretation Klostermann's an, wie auch 
das deutsche und noch mehr das französische Gesetz. Der 
schweizerische Bichter hat sich bei der ßeurteilung ein- 
treffender Streitfragen nicht mit der Untersuchung auf 
den künstlerischen Wert zu befassen, sondern es genügt 
die Thatsache, dass das Kunstwerk einen ästhetischen Zweck 
habe, dass an demselben ein vermögensrechtliches Interesse 
bestehen kann und aus der fbrmgebenden Tätigkeit des 
Künstlers hervorgegangen sei. 

Wann entsteht ein U.-R. an einer musikalischen 
Oomposition? 

Wie ein Werk der Literatur die Existenz einer 
Druckschrift oder eines Manuscripts voraussetzt , ein 
Werk der bildenden Kunst ein Gebilde, tauglich zur Mit- 
teilung ästhetischer Vorstellungen, so verbindet eine musi- 
kalische Oomposition beide Requisite und hat mit einem 
dramatischen Werk das Vervielfaltigungsrecht durch den 
Druck und das Recht zur öffentlichen Aufführung gemein- 
sam. Wie bei Schriften die Mitteilung und Vervielfälti- 
gung durch Buchstaben erfolgt, so hier durch Noten. Trotz- 
dem besteht ein wesentlischer Unterschied zwischen Schriften 
und Gompositionen als Objekten des U.-R. 

Eine Schrift besteht nicht in der Summe der zu 
Worten aneinander gereihten Buchstaben, sondern in dem 
durch Worte zum Ausdruck gebrachten Gedankencomplex. 
Eine Verletzung des Urheberrechts ist leicht zu constatiren; 
sie besteht nicht nur in. der wörtlichen Wiedergabe , son- 
dern auch in Umänderung und Umstellung von Worten, 
wenn dadurch der Gedankencomplex nicht verändert wird, 
nicht aber die Gedanken selbst. Anders bei einem Musik- 
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stück. Dieses besteht aus einer Zusammenstellung von 
Noten, welche nach Höhe und Zeitmass verschiedene Töne 
darstellen. Ein Musikstück könnte also nur durch Wieder- 
gabe derselben Reihenfolge der Töne reproducirt werden. 

Durch eine veränderte Wiederholung eines musika- 
lischen Satzes, eine Zergliederung und Verkleinerung der 
Hauptnoten, der Melodie, durch Einmischung durchgehen- 
der, harmonischer Neben- oder Wechselnoten oder andere 
Hülfsraittel, ebenso durch Nebeneinandersetzen verschie- 
dener Musikstücke, durch Auszüge können jedoch die Inte- 
ressen des Urhebers ebenfalls geschmälert werden. 

Unser Gesetz berührt die Frage, wie es sich mit 
Variationen, Potpourri's etc. verhaHe nicht, ebenso wenig 
das deutsche; Frankreich verbietet von vorneherein alle 
Bearbeitungen, arrangements, welche nicht an die Zustim- 
mung des Componisten geknüpft sind. 

Gewiss ist es erlaubt, auch fremde Melodien (Motive) 
2u benutzen, sobald nur das neue Werk als eine im Wesent- 
lichen neue geistige Schöpfung auf dem Gebiete der Mu- 
sik sich darstellt. Dies sagt ausdrücklich das italienische 
Oesetz von 1882 in Art. 3, Abs. 3: 

»Sono assimilati alla riproduzione riservata all' 
„autore di un opera! . . . la riduzione per diversi 
„strumenti, gli estratti e gli adattamenti di opere 
,,musicali o di una partä di esse, eccetto i casi in 
„cui un motivo di un'opera originale diventi occa- 
«sione o tema d'una composizione musicale che 
ffCOstituisca una nuova opera *^) 

Bei Werken der Literatur, der bildenden Künste 
tmd an dramatischen und musikalischen Werken haben 
wir OriginaKtät gefordert, d. h. das Werk darf weder 



*) Vergl. V. Orelli, a. a. 0. pag. 90 u. 91. 
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eine Wiederholung, noch eine mechanische Wiedergabe 
eines andern Geistesproduktes sein. 

Wir kommen hier zu zwei früher sehr bestrittenen 
Fragen, ob Photographieen und üebersetzungen des Schutze» 
des U.-ß. teilhaftig werden sollen. Der Streit ist gelöst 
durch Art. 2, Abs. 4 und Art. 9, S. B. - G. betr. ü. - R. 
Ohne Zweifel ist eine üebersetzung eine Wiederholung 
eines schon bestehenden Geistesproduktes und ist von die- 
sem Standpunkt aus das Einschliessen des Uebersetzungs- 
rechts in die Sphäre des ü. - ß. durchaus gerechtfertigt. 
Hinwiederum bedarf der üebersetzer ein Maas von Kennt- 
nissen, welches oft demjenigen des Original Verfassers gleich- 
kommt. Daher die Forderung nach Schutz der üeber- 
setzung gerechtfertigt erscheint. Hier herrscht ein prin- 
zipieller Unterschied zwischen deutscher und französischer 
Rechtsanschauung. Die letztere verlangt für den Urheber 
des Originals ein unbedingtes Uebersetzungsrecht, während 
das deutsche Gesetz dasselbe dem Urheber nur während 
einer beschränkten Zeit gewährt. Dies u. E. mit Recht. 
Es hiesse den Schutz zu weit treiben, wollte man die 
Üebersetzung jeder andern Reproduktion unbedingt assimi- 
liren. Die ökonomische Schmälerung, die der «Urheber 
durch eine fremde Üebersetzung erleiden kann, wird durch 
das ausschliessliche Recht während einer gewissen Zeit, 
nach schweizerischem Recht fünf Jahre, vom Erscheinen 
des Werkes an, selbst eine Üebersetzung veranstalten zu 
können, reduzirt. ^) 

Ein gewisses Uebersetzungsrecht Dritter, wird durch 
die Thatsache gerechtfertigt, dass der Üebersetzer unter 



*) cf. Art. 2. B. -G., betr. U. -R. Anders die Frage des 
deutschen Reiehsgesetzes v. 1870, § 6, s. Dambaeh : Die Gesetz- 
gebung des norddeutschen Bundes betr. das U.-R, Berlin, 1871. 
S. 64, ff. 



I 
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allen Umständen eine eigene Geistestätigkeit entfalten muss. 
Es dürfte desshalb gerechtfertigt sein, wenn das Ueberset- 
zungsrecht des Urhebers etwas beschränkt und auf die 
Geistestätigkeit des Uebersetzers Rücksicht genommen wird.^) 

Im Allgemeinen wird ein U. - R. nur durch Selbst- 
schaffen, durch eigene originale Tätigkeit, nicht durch 
das blosse Wiedergeben eines andern, eines fremden Werkes 
erworben. Das blosse Wiedergeben, die Copie (selbstver- 
ständlich sprechen wir hier von befugten) kann zwar selbst 
wieder Gegenstand eines U.-R, werden, insofern das be- 
treffende Produkt des Hervorbringers wesentlich aus seinem 
Geiste hervorgegangen ist. Diese Modification der Be- 
dingung der Originalität tritt deutlich bei Uebersetzungen 
von Schriftwerken und bei den reproducirenden Künsten, 
welche artistische Werke, beispielsweise durch Stich oder 
in anderer Kunstform wiedergeben, hervor. Das U. - R. 
an solcher veränderter Wiederholung hat nur die hervor- 
gebrachte neue Form zum Gegenstande. Der Uebersetzer 
oder Kupferstecher kann aus eigeneni Rechte niemand 
hindern, eine neue Copie des Originals selbstständig aus- 
zuführen. Dagegen versteht sich von selbst, dass, wo ein 
Gegenstand der äussern Natur lediglich ohne geistige 
Schöpfung, durch blosse Handfertigkeit nachgebildet wird, 
von einer Autorschaft, Ton Begründung eines U.-R. keine 
Rede sein kann. 

Ist das Schriftwerk in einzelnen Bänden oder Ab- 
teilungen erschienen, so gilt jeder Band oder jede Abtei- 
lung als ein besonderes Werk und die Frist betr. Ueber- 
setzungen wird für jede Abteilung besonders berechnet. 

1) Klostermann: a. a. 0. S. 216—220. 

cf. V. Orelli: a. a. O. pag. 37, 38 u. 44. 

Diese Frage spielt namentlich bei den internationalen 

Verträgen eine grosse Rolle und kann hier bloss angedeutet 
i^erden. 
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Art. 11. B. -6. belar. ü. -R. gestattet im Interesse 
der freien wissenschaftlichen Forschung, der Fortentwick- 
lung der Literatur nnd der Erziehung des Volks die 
Aufnahme von Auszügen oder ganzen Stocken aus belle- 
tristischen oder wissenschaftlichen Werken, in Kritiken, 
literarisch - historischen Werken und Sammlungen zum 
Schulgebrauch, sofern die benutzte Quelle ang^ebeu wird>) 
Ob aber Sammlungen noch nicht niedergeschriebener Volks- 
lieder, Sagen und Märchen, oder Sammlungen von Ge- 
dichten, Reden, Auü&tzen, wenn die Bestandteile nicht 
Gegenstand eines besondem U. - R. sind und welche zum 
Gemeingut geworden sind, Objecte eines Ü.-R. sein können, 
darüber äussert sich das B. - 6. nicht. Klostermann ^) 
äussert sich hierüber folgendermassen: 

^Sammluugen von bis dahin nicht niedergeschriebenen 
Volksliedern, Sagen und Märchen sind geiziges Eigentum 
des Herausgebers, da die Wiedergabe solcher im Munde 
des Volkes lebender Geistesprodukte ohne eine originale 
Formgebung nicht denkbar ist; sie sind es femer nur in- 
soweit eine solche originale Formgebung stattgefunden hat." 

Sammlungen von Gedichten, Aufsätzen, Reden, Sen- 
tenzen, Inschriften und dgl., deren einzelne Bestandtheile 
Gemeingut sind, können nur insoweit als Gegenstände 
eines geistigen Eigentums gelten, als dieselben nach einem 
originalen, die einzelnen Stücke in g^enseitige Beziehung 
bringenden Plane geordnet sind. 

Wir haben bis jetzt gefunden, dass, um Gegenstand 
des U.-R. zu werden, nothwendig ist: 

Dass das Geistesprodukt einer mechanischen Ver- 
yielfaltigung fähig sei; 



*) cf. auch Art. 11, B. u. C. 

') cf. Das geistige Eigentum an Schriften etc. pag. 134. 
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dass dasselbe fähig sei, vermögensrechtliche Nu- 
tzung zu gewähren. 

Aus ersterem Grunde erklärt sich, dass z. B. ein 
U.-R. am Vortrag eines Schauspielers, ebenso an einer 
wissenschaftlichen Entdeckung undenkbar ist. 

Der Inhalt des Ü.-R. besteht in der Ausschliesslich- 
keit und ünbeschränktheit der Vervielfältigung, sowie der 
Darstellung und Aufiilharung (representation et execution) 
bei dramatischen, dramatisch -musikalischen und musika- 
lischen Werken. Auf welchem W^e die vermögensrecht- 
liehe Nutzung geltend gemacht wird, ist gleichgültig. 

§ 2. 

Die juristische Natur des Urheberrechts. 

Im Allgemeinen. 

Nachdem wir ausgeführt haben, wann und an welchen 
Objecten ein Ü.-R. entsteht, gedenken wir nun, im Folgen- 
den das juristische Wesen desselben zu erörtern. 

Das Ü.-R. wird allgemein als ein Privatrecht aner- 
kannt und zwar besitzt der Urheber in Folge der Gesetz- 
gebung ein positiv anerkanntes Privatrecht, dessen Ver- 
letzung sowol die civilrechtliche Entschädigungspflicht des 
Nachdruckes als unter Umständen strafrechtliche Ver- 
folgung nach sich zieht. Das englische Gesetz nennt dieses 
eigentümliche Privatrecht »copy right* d. h. Recht der 
Vervielfältigung und Nachbildung. 

Diesem Recht den richtigen Platz im System anzu- 
weisen ist schon seit dessen spontaner Anerkennung bis 
heutzutage in verschiedenartigster Weise versucht worden. 
U. E. sind die Eigentumstheorie, die Theorie vom persön- 
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liehen Recht und diejenige eines besondern Vermögens- 
rechts die wichtigsten und wohl auch diejenigen, welche 
ara meisten Berechtigung haben. 

Früher schon und auch noch von neuem Schrift- 
stellern, wie V. Gerber und Laband, wird das U.-R. ein 
zeitlich beschränktes und an gewisse Bedingungen ge- 
knüpftes Gewerbeprivilegium genannt. Allein Privilegien 
wurzeln in der Willkür der Staatsgewalt, das U.-R. ist 
■dagegen gesetzlich gerogelt und gilt in erster Linie ftir 
■den Urheber und nicht für den Verleger. 

Gerber, *) Anhänger der Theorie der reinen Norm- 
verletzung kommt zum Schluss, dass das Nachdruckverbot 
nichts anderes sei, als eine allgemeine Monopolisirung des 
Autors und Verlegers in dem gewerbemässigen Vertrieb 
eines literarischen Produkts durch Recht«satz und argu- 
mentirt folgendermassen : 

Die Ausbeutung eines Manuscripts in ökonomischem 
Interesse könne bald so gescliehen, dass der Autor selbst 
die Vervielfältigung und den Verkauf der gefertigten 
Exemplare .übernehme, oder so, dass er vertragsmässig 
beides einem andern gegen Entschädigung oder ohne solche 
überlasse durch den Verlagsvertrag. Der Erfolg eines 
■solchen Unternehmens beruhe aber hauptsächlich darauf, 
Kiass die Vervielfältigung des einmal der Oeffentlichkeit 
übergebenen Werkes nicht auch von andern vargenommen 
werde. Der Autor und sein Verleger sollen die Früchte 
ihrer Tätigkeit gesichert erhalten ; der Schutz werde durch 
Gesetz gewährt, welches Handlungen, Nachdruck ge- 
nannt, zur Entschädigung verpflichte und bestrafe. 

Die Rechtsordnung hätte hienach die Norm aufge- 
stellt, dass Niemand ohne Erlaubniss die Geistesprodukte 



*) D. F. R. 15. Aufl. pag. 411. 
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eines andern reproduciren sollte, der Nachdrucker würde 
^Iso eine Norm des objectiven R.echts verhitzen, nicht 
a,ber ein subjectives Recht, was doch bei Verletzung eines 
"Monopols der Fall sein nitisste. Ferner widerspricht v. 
Gerber in seinen Ausführungen der positiven Gesetzgebung. 
Diese gewährt gegen jede unbefugte Veröffentlichung Schutz. 
V. Gerber aber sagt : die unbefugte Veröffentlichung eines 
Manuscripts durch den Druck sei noch kein Eingriff in 
-das U. - R., es werde vielmehr dem Autor hier nur der 
:allgemeine Schutz seiner Vermögensinteressen und seiner 
sittlichen Integrität zu Teil. Es müsstejalso in diesem 
Falle keine Klage aus Verletzung desU.-R. Platz greifen, 
sondern eine Diebstahls- oder Injurienklage. 



§ 3. 

Die Theorie vom geistigen Eigentum. 

Von den u. E. hauptsächlich'^ in [Betracht kommen- 
den Theorien über die juristische Natur des U. - R. hat 
-kaum eine auf den ersiien Blick so viel Anziehendes als 
diejenige vom geistigen Eigentum. Dieselbe hat auch die 
«Geschichte für sich. Von dem Zeitpunkte an, als die Be- 
rechtigung der Anerkennung eines Ü.-R. zugegeben wurde, 
erblickte man im Nachdruck, also in der Negation des 
Rechts, eine Verletzung des Eigentums. Diesem Geföhl 
der Eigentumsverletzung gibt Luther ^) in derber Weise 
Ausdruck in offenem Schreiben g^en die „Druckerherrn,* 
die einer dem andern öffentlich raube und stehle das seine 
und unter einander verderbe „seit yhr nu strassenräuber 
■und Diebe worden." 



Kohler; a. a. 0* S. 83. 
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tragen, geht wohl nicht an, denn die Voraussetzung des^ 
genannten Begriffes ist das Vorhandensein einer körper- 
lichen Sache. Das, was aber der Urheber geschützt wissen 
will, hat jedoch keine körperliche Existenz. Walter^) 
nimmt ein Eigentum an geistigen Erzeugnissen an, da 
von dem Eigentum einer Jdee, wie auch der Sprachge^ 
brauch bezeuge, insofern die Rede sein könne, als man 
deren Autor sei und insofern man Herr sei, dieselbe mit- 
zuteilen oder für sich zu behalten. Allein die Unzulässig- 
keit dieses Eigentumsbegriffes gibt Walter damit zu, dass^ 
er einräumt, die Vindication einer Idee sei nicht durch- 
führbar. Lassen wir noch Mandiy sprechen: 

»Während bei dem Eigentume die n^ative Ver- 
pflichtung Aller, eine secundäre Folge aus der unmittel- 
baren rechtlichen Beziehung zur Sache ist, ist die Ver- 
pflichtung des gesammten Publikums, die Vervielfältigung 
und Verbreitui^, bezw. die öffentliche Aufführung eines- 
fremden literarischen oder artistischen Erzeugnisses zu 
unterlassen, der primäre Inhalt des Rechtsverhältnisses- 
selbst; hiemit aber die Deduction des letztern aus einem 
dem Herrschaftsverhältnisse am „Werke* (im Gegensatz- 
zum einzelnen Exemplare, der Verfasser) also überliaupt 
die Aufstellung eines dem Eigentume an der körperlichen 
Sache analogen Eigentum am Werke unmöglich gemacht.^ 

Was das zweite Erfordemiss des Eigentumsbegrifife 
anbetrifft, so ist darüber zu bemerken : wenn eine körper- 
liche Sache mangelt, so kann natürlich auch keine solche 
der rechtlichen Herrschaft einer Person unterworfen sein 
und fällt aus diesem Grunde auch das zweite Merkmal 
dahin. Aber auch ohne dies fehlt dem U.-R. vollständig 
ein Object, das der rechtlichen Herrschaft des Ürhebers^ 



^) System des gem. deutschen Priv. R., Bomi 185?. § 123.. 
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unterworfen wäre. Kärger ^) fuhrt darüber aus : Es werde 
Niemand leugnen wollen, dass die Gedanken einen Teil 
der eigenen Persönlichkeit bilden und daher der eigenen 
tatsächlichen Herrschaft unterworfen seien, einen Unter- 
schied zwischen von auswärts recipirten Gedanken und 
selbst producirten zu machen, wäre jedoch fehlerhaft. Auch 
die ersten seien eigen, möge man sie auch derivativ er- 
worben haben. Sie seien geeignet, einen Teil des eigenen 
Ideenschatzes zu bilden und seien daher der eigenen tat- 
sächlichen Herrschaft unterworfen. Daraus folge, dass, 
wenn der Urheber eines Schriftwerkes dasselbe der Oeffent- 
lichkeit übergebe, er mithin jedem die Aneignung der 
eigenen Gedanken ermögliche und die tatsächliche Herr- 
schaft über dieselben verloren habe. 

Man wird in der Tat gegen diese Argumentation 
nicht viel einwenden können. Denn der Autor will 
gerade durch Veröffentlichung des Werkes Dritten von 
seinen Gedanken Mitteilung machen. Seine Absicht 
geht dahin, dieselben im Publikum so viel als möglich zu 
verbreiten, sein Ehrgeiz, sie zum Gemeingut eines gra^^sen 
Kreises zu machen ; es kann ihm nichts femer liegen, als 
die ausschliessliche Herrschaft über seine Gedanken, ein- 
zelner oder des ganzen Complexes, zu beanspruchen. Das 
liegt auch nicht in der Absicht des Gesetzes, denn das 
U.-R. an Werken der Literatur will wesentlich dem Autor 
das Dispositionsrecht darüber gewähren, ob, wann und 
wie er sein Werk publiciren wolle. 

Unter den bis jetzt allgemein anerkannten Eigen- 
tumsbegriff ist also das U.-R. nicht zu subsummiren. Kohler, 
ein eifriger Verfechter der Theorie der materiellen Güter 



*) a. a. 0* pag. 34. ff. 
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stellt jedoch noch andere Merkmale des Eigentnmsbegriffes 
■auf, nämlich: 

Das Eigentum werde erworben durch Arbeit, durch 
ötiterschöpfung und das Eigentum bestehe in dem Recht 
der exclusiven ökonomischen Ausbeutung eines wirtschaft- 
lichen Gutes. 

Beide Merkmale seien dem U.-R. eigen. 

Kohler argumentirt so: Wenn diei Rechtsordnung 
mir die ausschliessliche rechtliche Herrschaft über eine 
Sache verleihe, so sei ich auch befugt, dieselbe ausschliess- 
lich in meinem Interesse, zu möinem wirtschaftlichen Zwecke 
zu gebrauchen. Dieses ökonomische Gut, dessen Benutzung 
mir zustehe, müsse notwendig das Object jenes Rechtes 
bilden, welches mir die ausschliessliche Herrschaft garan- 
tire. Diess sei auch beim Eigentum der Fall: 

„Die Sache ist Object meines Rechts und zugleich 
das von mir auszubeutende wirtschaftliche Gut.** 

üebertragen wir diese Argumentation auf das U,-R. 
Nach Kohler bildet das künstliche Gedankengebilde das 
Object desselben, wir haben aber oben gesehen, dass eine 
ausschliessliche tatsächliche Herrschaft über einzelne Ge- 
danken oder diejenige eines ganzen Gebildes unmöglich 
ist. Mithin fällt dieses Merkmal des Eigentumsbegriffes 
dahin. 

Dass das zweite Merkmal in dieser Allgemeinheit 
auf das U. - R. nicht passt , beweist die Tatsache , dass 
durch dias Recht der exclusiven ökonomischen Ausbeutung 
von Seiten des Urhebers Andern die Benutzung seiner 
Ideen ■^- in irgend welcher Form verunmöglicht würde, 
was aber nicht den Inhalt des U»-R. ausmacht und was 
unser Gesetz auch nicht beabsichtigt. Auch dieses zweite 
Merkmal ist unserem Recht nicht eigen. Die ganze Be- 
weisführung Kohler's geht überhaupt von der Ansicht aus, 



— 28 — 

dass das U.-R. ein y^immaterielles Gut^ sei, ein mit dem 
Eigentumsrecht verwandtes, aus derselben Quelle entsprin- 
gendes, Grund und Wesen mit jenem teilendes Recht. 

Wir wollen nun ganz kurz auch noch dessen Stand- 
punkt beleuchten. In innigem Zusammenhang mit der 
Eigentumslehre steht die Lehre von den sog. immateriellen. 
OiUern wie sie von Köhler begründet und z. B. auch 
vonStobbe^) adoptirt wird. Dem Sachenrecht , welches die 
Rechte an körperlichen Rechtsobjecten, unbeweglichen und 
beweglichen Sachen, normirt, gehe parallel der Complex 
derjenigen Rechte, deren Object nicht fassbare Dinge der 
Aussenwelt, sondern immaterielle Güter seien. Auch bei 
diesen sei eine rechtliche Herrschaft möglich. Zu diesen 
Gütern gehören nun gerade diejenigen Objecte, welche 
durch die schöpferische Tätigkeit des Berechtigten neu 
herrorgebracht werden. Es fallen also dahin vor Allem 
das Ü.-R. und der Erfindungsschutz. Wir sind weit ent- 
fernt; dieser Auffassung eine gewisse Berechtigung, zu ver- 
sagen. Aber es will uns scheinen, dass diese Gonstruction 
einen völligen Umschwung in das bisherige System des 
Privatrechtes bringt. So lange es möglich ist, mit den 
bisherigen Begriffen den praktischen Bedürfnissen des 
Verkehrs zu entsprechen, ziehen wir diese vor. 

Der Rechtsanspruch des Verfassers, Künstlers oder 
Componisten an seinem Werke ist nichts anderes als ein 
Schutz der Ärlmt; dabei darf aber auch das Interesse 
des Publikums nicht vergessen werden. Jede wissenschaft- 
liche Arbeit ruht auf dem gesammtei^ Wissensschatz der 
Zeit, der Künstler wird hinwiederum bewusst oder unbe- 
wusst von Ideen, Eindrücken, Bildern, Melodien, die von 



^) Stobbe: Handbuch des deutschen Privatrechies, Bd. UL 
S. 10, ff. 
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aussen in seine Seele dringen inspirirt. Das Publikum 
liat aber im Allgemeinen ein Recht darauf, dass ihm das 
neue Geistesprodukt nicht oder doch nicht für immer vor- 
enthalten werde. Eine richtige Combination beider Inte- 
ressen ist die schwierige Aufgabe der Gesetzgebung. Das 
Recht, das dem Autor gewährt wird, darf nicht ein ewi- 
ges, es muss ein zeitlich beschränktes sein. Desshalb ist 
die franzosische Auffassung einer propriet6 litieraire et 
artistique unrichtig. Das charakteristische Wesen des 
Eigentums besteht nämlich in der vollkommenen Herr- 
schaft, in der ausschliesslichen Verfugung über eine Sache 
„also in einem berechtigten Egoismus, während der Autor 
gerade sein Werk dem Publikum mittheilen, also zu einem 
Gemeingut machen will; nur die Art und Zeit der Ver- 
öffentlichung will er sich vorbehalten."^) 

Mag es immerhin Rechte geben, die in ihrem In- 
halte, in ihrer üebertragbarkeit und Entstehung dem Eigen- 
tum so sehr verwandt sind, dass solche Rechte als eine 
besondere Art von Eigentum bezeichnet werden können. 
Wir brauchen gegen diese Ansicht nicht in Opposition 
zu treten. Wir glauben bewiesen zu haben und noch 
weiter zu beweisen, dass unser Recht, welches gerade unter 
diese Kategorie gehört, kein Eigentumsrecht ist. 

Das Charakteristische des Eigentums bestehe im Zu- 
sammentreffen folgender Merkmale: 

1. es gewähre die Befugniss, gewisse Tätigkeiten 
mit Ausschluss aller übrigen Menschen vorzu- 
nehmen, so dass ihm dieselben als verpflichtet 
gegenüber stehen; 

2. es könne durch Rechtsgeschäfte unter Lebenden 



*) cf.. V. Orelli: Schulz des U.-R. in ,J)eut8che Zeit- 
u. Slreitfr." v. Holtzendorff, pag. 19. 
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und von Tode8 wegen, auf ein neues Subject 
übertragen werden, ohne seinen objectiven In- 
halt zu ändern; 
3. es könne durch einseitige Tat d^s Berechtigten 

(occupatio, specificatio) entstehet^. 
Die von uns oben geforderten Merkmale kommen 
dem Eigentum ebenso sehr zu und sind u. E. praciser 
als diese. Im Fernern schliesst der EigentumsbegrifE 
etwas Ewiges Unvergängliches in sich. Das Eigen- 
tum kann veräussert, expropriirt werden, aber es geht 
nicht unter. Das Ü.-R. hat individuellen Charakter, eine 
Beziehung auf eine bestimmte Person, bezw. deren Rechts- 
nachfolger, während die Natur des Eigentums als Sachen- 
recht darin besteht, dass die Person des Eigentümers ganz 
gleichgültig ist. 

Die Eigentumstheorie scheint uns — und wir befinden 
uns hier in Uebereinstinunung mit den meisten deutschen ^) 
Schriftstellern nicht blos juristisch unrichtig, sondern sie 
führt auch praktisch zu ganz bedenklichen Consequenzen. 
Bekanntlich huldigt ihr die franz. Jurisprudenz und Ge- 
richtspraxis in der entschiedensten Weise. Das hat dazu 
geführt, dass man in Frankreich die Schutzfrist für die 
Rechtsnachfolger des Autors immer mehr ausdehnte, zur 
Zeit nach dem Gesez v. 14. Juli 1864 bis auf 50 Jahre 
nach dem Tode desselben ^) und anderseits, dass jede auch 
die kleinste und bescheidenste Entlehnung auf literarischem 
oder musikalischem Gebiet als strafbar erklärt wird. Spanien 



*) In neuester Zeit hat allerdings von deuiechen Juristen 
F. Korb zu Breslau in Bödiker's „Magann für das deutsche 
Recht der Gegenwart," Bd. VI, S. 200, ff. Hannover 1886, die 
Eigentmnstheorie aufs Neue zu verteidigen gesucht. 

•) Vergl. Flinianx: Lapropriete industrielle litt.- et artist. 
en France et Tetranger, Paris 1879, S. 96. 
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dehnt die Schutzfrist nun sogar auf 80 Jahre nach dem 
Tode des Urhebers aus. Mexiko (und dieses allein) er- 
klärt das U.-ß. für ein ewiges! Das ist gewiss verkehrt,, 
allein es ist doch wenigstens consequent, sobald man von 
einem Eigentum spricht. 

§4. 

Die Persönlichkeitstheorie. 

Im vorhergehenden § konnte man sich bei der 
Untersuchung über die Eigentumtheorie auf präcisirte, 
juristische Begriffe stützen; hier gestaltet sich die Unter- 
suchung schwieriger, da über das Wesen der Personen — 
und Vermögensrechte oft eine unklare Auffassung herrscht. 

Bluntschli ^) hat zuerst in seiner geistreichen Weise 
das U.-R. als ein eigentümliches persönliches Recht zu 
begründen versucht. »Das Werk als Geistesprodukt — 
sagt er — gehört zunächst dem Autor an, der es erzeugt 
hat, nicht als eine körperliche Sache; denn das ist das 
Werk nicht, sondern als eine Offenbarung, als ein Aus- 
druck seines ^persönlichen Geistes. Zwischen Autor und 
Werk besteht ein natürlicher Zusammenhang, wie zwischen^ 
Schöpfer und Geschöpf; jener hat ein natürliches Recht, 
dass diess Verhältniss geachtet werde/ Indessen dieses 
persönliche oder individuelle Interesse des Urhebers ist 



*) BluntscMi: Deutsches Pr. R. 2. Aufl. Bd. I. S. 112. 
Derselbe hat auch in dem ersten Entwurf eines priv. Gesetz- 
Buches für den Kanton Zürich 1844 im Personalrecht einen Ab-^ 
schnitt aufgenonunen, überschrieben: „Von dem Rechte des 
Autors" und dahin verwiesen die Geistes- und Kunstwerke, so- 
wie die Erfindungspatente. (Der Abschnitt wurde bei den Be- 
ratungen gänzlich gestrichen.) 
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doch nicht das massgebende Prinzip für den Rechtsschutz. 
Wir werden unten zeigen, dass das Gebiet, worin das 
U.-R. praktisch wird, die Sphäre des materiellen Verkehrs 
ist. Auch kann die Persönlichkeit des Verfassers verletzt 
und hieftir ein Rechtsschutz gewährt werden, selbst wenn 
'ein U.-R. gesetzlich nicht anerkannt wäre. ^) Es ist mög- 
lich, dass ein Autor durch unbefugte Wiedergabe seines 
Werkes sich beleidigt fühlen könnte. Es ist aber klar, 
dass der Tatbestand der modernen Ehrverletzung hier 
nicht Platz greift; eher vielleicht der Begriff der römiscli- 
rechtlichen injuria. 

Man hat nun die Persönlichkeitstheorie von dem 
Standpunkt aus zu rechtferrigen gesucht, dass man sagte, 
der Nachdruck enthalte eine injuria, die Verletzung eines 
Persönlichkeitsrechtes, so namentlich Neustetel *) und 
Hamm. ^) Auf die Lehre von der injuria wollen wir hier 
nicht eintreten, sondern lieber uns über den Begriff des 
Personenrechts klar werden. 

Um zu einem Resultate zu kommen, bedarf es der 
Scheidung der Personen- und Vermögensrechte. Mit Per- 
sonenrecht bezeichnet man den Inbegriff der Bestimmungen 
über die allgemeine Rechtsfähigkeit und deren Modifica- 
tionen nach dena Geschlecht, Alter und Gesundheitszu- 
stand, den bürgerlichen — religiösen — und Familienbe- 
ziehungen der Einzelnen; oder „Persönlichkeit ist die- 
jenige Eigenschaft eines Wesens, vermöge deren es auf 
dem Rechtsgebiete als Selbstzweck und freies Wesen und 
demgemäss als mögliches und wirkliches Subject vom 
Recht anzuerkennen und zu achten ist. *) Der juristische 



1) Vergl. Klostennann, U.-R., S. 25, ff. 

*) Neustetel: Der Büchemachdruek» 

8) Hamm: Oesterr. Pressgesetzgebung, S. 53. 

*) ef. Wächter: U.-R. pag. 27. 
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B^grifF det Persönlichkeit ist der Ausgangspunkt der Rechts- 
fähigkeit. Ein Wesen, welchem keine Persönlichkeit zu- 
kommt, kann keine Rechte haben. Die Rechte einer Person 

«ind teils Personen teils Vermögensrechte. 

Die erstem zerfallen in zwei Klassen : 
I^ i^ sogenannte absolute Personenrechte, d. h. Rechte, 
welche der Person als solcher zukommen. Sie 
. sind untrennbar an das Individuum geknüpft, als 
dessen höchst persönliches Sichdarleben sie er- 
scheinen. Sie können von ihrem Inhaber nicht 
lo^elöst, nicht übertragen werden. Sie werden 
• von einigen Persönlichkeitsrechte , von andern 
Individualrechte genannt. 
Zu den Individualrechten gehören das Recht auf die 
TJnverletzlichkeit und Achtung der Person, auf Freiheit 
und auf Leben. Aus denselben kann ich folgende Au- 
ssprüche herleiten: 

Den Anspruch auf Privatstrafe gegen den Verletzer 
meiner Person, und das Recht, Notwehr geltend zu machen, 
J. b. zum Zweck der Abwehr von Angriffen auf meine 
Person die Persönlichkeitsrechte jenes dritten zu verletzen. 

Alle die Rechte und auch die übrigen, die der Person 
zukommen, z. B. Verträge zu schliessen. Rechte gegen 
dritte zu erwerben, aufzugeben und auszuüben, ein Werk 
äu gestalten, zu vervielfältigen u. s. w. gehen gegen jeden 
dahin, mich in der Ausübung dieser Befugnisse nicht zu 
«tören. „Es entspricht ihnen eine negative Verbindlich- 
keit aller, uns in der Ausübung dieser Personenrechte 
nicht zu stören.** Der Nachdrucker hindert indessen den 
Urheber in seiner, zu seinen Befugnissen gehörenden, 
Tätigkeit nicht im mindesten; er will nur neben dem 
Urheber dieselben Tätigkeiten vornehmen und das Werk 

ebenfalls ausbeuten« 

3 



— S4 — 

Bezieht man persönlich auf das berechtigte Sutajectr 
tiann ist es ein Recht, welches dem Berechtigten allein 
zusteht, an seine Person so enge geknüpft ist, dass es von 
ihr nicht auf andere Personen übertragen werden kann.^) 

Bezieht sich das persönlich auf das verpflichtete 
Subject, dann ist es ein Recht, das sich gegen eine be- 
stimmte Person richtet, dann haben wir ein Forderungs- 
recht, eine Obligation. Diese enthält aber eine Be- 
schränkung der Freiheit des Schuldners, der sich Yor der 
Entstehung der Obligation frei bewegen konnte, nach 
Eingehung derselben zu einer Handlung oder Unterlassung 
verpflichtet ist. Damit haben wir jedoch das Gebiet der 
Personenrechte verlassen. 

Nach Kärger lassen sich folgende Hauptkategorien 
unter den verschiedenen Ansichten über die Pei-sönlichkeits- 
theorien aufstellen: 

1. Das U.-R. ist ein Recht auf die Vornahme ge- 
wisser Handlungen. 

Der Urheber habe das Recht, sein Werk zu ver- 
ändern, zu vernichten, zu veröflfentlichen , zu verviel- 
faltigen u. s. w., alles das seien Ausflüsse seines p&^ön- 
liehen Rechts und folgeweise das Autorrecht als solche» 
zu bestimmen, wird zur Begründung angeführt. 

Mit Recht setzt er dem entgegen, dass diese Befug- 
nisse alles Tätigkeitsmöglichkeiten seien. Ein subjectives 
Recht müsse seinem Träger eine gewisse Macht verleihen, 
ihn mit Ansprüchen gegen andere Personen ausstatten. 
Durch diese Tätigkeitsmöglichkeiten werde indess die 
Rechtssphäre des Trägers nicht vergrössert; sie gewähren 
gegen Niemanden einen Anspruch. 



*) cf. Art. 379 S. O, R. 
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Aber selbst wenn genannte Tätigkeiten als subjective 
Rechte und speziell als Fersönlichkeitsrechte anerkannt 
würden, so wäre nichts gewonnen, da dieselben gar nicht 
den Inhalt des U. - R. ausmachen. Auch ohne U. - R. 
wäre der Autor im Stande diese Befugnisse auszuüben, 
denn wie schon bemerkt, besteht der Inhalt des U.-R. 
in der Ausschliesslichkeit der Vervielfältigung resp. Dar- 
stellung und damit der Verwertung. Und da diese VeN 
yielfaltigung eine Tätigkeit ist, da sie nicht speciell ein 
vermögen, sondern nur ein dürfen involvirt, beweist, dass 
Bluntschli's Ansicht doch nicht ganz die richtige sein dürfte. 

2. Im Autorrecht wird der Wille des Autors ge- 
schützt. 

Zur Widerlegung dieses Satzes genügt die Verweisung 
auf den Inhalt des U.-R. Wir finden also, dass die 
nämlichen Einwände gelten wie oben. Es fahrt Ksxger 
dann fort: wenn das Recht den Willen, die Tätigkeit der 
mechanischen Vervielfältigung ausschliesslich auszuüben 
schütze, so schaffe es damit allerdings ein subjectives 
Recht, denn dieses bestehe gerade darin, dass es einen 
auf ein bestimmtes Object in bestimmter Weise gerichteten 
Willen mit rechtlicher Macht bekleide. Es sei dieses 
Merkmal jedoch allen subjectiven Rechten gemeinsam und 
deshalb zur Unterscheidung des einen von den übrigen 
nicht tauglich. 

3. Das Autorrecht ist ein Recht zum Schutze der 
Freiheit, 

Hierüber verweisen wir auf die Ausführungen über 
die injuria. 

4. Das Autorrecht ist ein Recht zum Schutze der 
literarischen Ehre. 

Dieser Behauptung scheint § 24 des R. - G. vom 
11. Juni 1870 Recht zu geben: „Wenn in den Fällen des 
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§ 7 litt. a. die Angabe der Quelle oder des Namens des 
Urhebers vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit unterlassen 
wird, so haben der Veranstalter und der Veranlasser des 
Abdrucks eine Geldstrafe bis zu 20 Thl. verwirkt," (vgl- 
auch §§ 44 u, 47 ibid.) ebenso Art. 11 No. 4 S. B. G. 
betr. Ü.-R.: „Eine Verletzung des U.-R. wird nicht be- 
gangen an Werken der Litteratur: durch den unter 
Quellenangabe erfolgenden Abdruck von Artikeln aus 
Tagesblättern und Zeitschriften, es sei denn, dass der Urheber 
in dem betr. Tagesblatte oder der Zeitschrift ausdrücklich, 
den Abdruck verboten hat.** Es ist richtig, wenn Gareis sagt, 
dass das U.-R. dem Berechtigten garantire, dass ,die 
Authenticität des Resultates seiner Betätigung anerkannt 
und geschützt werde, das Individuum als Autor seiner 
Leistung gelte, und folgeweise alle aus dieser individuellen 
Leistung resultirenden Polgen für den Urheber desselben 
wirklich auf jenes Individuum zurückgelenkt werden." Dies 
macht aber alles nicht den Inhalt des U. - R. aus. 

Unter die erste Kategorie der Personenrechte im 
engern Sinn, unter die absoluten Personenrechte lässt sich 
also das U. - R. nicht rubriciren. 

II. Unter die 2., die sog. relativen P. -R. oder 
Familienrechte aber auch nicht. Denn es sind dies Rechte, 
welche der Person vermöge ihrer Stellung in der Familie 
zukommen. Insofern sie sich blos auf die Familiengenossen 
beziehen, haben sie relative Natur und absolute, als sie 
jeden dritten zur Anerkennung unserer Stellung in der 
Familie und sich jeden Eingriffes in den durch die Familie 
begründeten Zustand zu enthalten zwingen. ^) Dass das 
U. - R. mit Familienrechten nichts zu thun hat, brauchen 
wir nicht näher zu begründen. 



*) Wächter: U.-R. pag. 28. 
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Wir kommen folglich zum Schluss, dass dem U.-R. 
kein wesentliches Merkmal mit den Persönenrechten ge- 
meinsam, also ein Subsummiren des erstem unter die 
letztern unmöglich ist. 

§ 5. 

Theorie eines besondern Vermögensrechtes. 

Bei der Untersuchung über die juristische Natur 
unseres Rechts sind wir bis jetzt zu durchaus negativen 
Resultaten gelangt. Die Mehrzahl der Schriftsteller, die 
sich mit vorliegendem Rechte beschäftigt haben, haben 
eingehend die Frage untersucht, ob hier ein persönliches 
oder Vermögensinteresse überwiege, üeberwiegend persön- 
lichen Charakter beanspruchen fiir unser Recht ßluntschli, 
halb persönlichen, halb vermögensrechtlichen Beseler, vor- 
wiegend vermögensrechtlichen Wächter und Mandry, und 
unbedingt vermögensrechtlichen JoUy und Klostermann, 
ebenso Reuling, ^) 

Kärger ^) verwirft in seiner Kritik auch diese Theorie 
aus folgenden Gründen: 

Unter Yermögen könne Alles zusammengefasst werden, 
was Geld oder Geldeswert habe, darnach könne Vermögens- 
recht bedeuten entweder ein Recht, das objectiv für seinen 
Träger pecuniären Wert, oder ein solches, das subjectiv 
für ihn pecuniäres Interesse habe. W^enn einer dieser 
Fälle eintrete, lasse sich an objectiven Merkmalen nicht 
immer erkennen. Ein Recht könne augenblicklich ohne 
jeden Geldeswert sein und erst später welchen erhalten. 



*) in Goldschmidts Zeitschrift für Handelsrecht Bd. XXIII 
S. 70. ff. ^ 

*) a. a. 0. S. 40. ff 
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oder ea könne in des einen Händen wertvoll, in des andern 
wertlos sein. UebrigeHs sei die ganze Frage keine juri- 
stische, sondern eine nationalökpnomische. Kärger sieht 
überhaupt die Aufstellung einer besondern Kategorie, 
Vermögensrecht geheissen, nicht gern, weil damit andere 
Rechtskategorien zerrissen werden. So seien nach seiner 
Ueberzeugung durchaus nicht alle Forderungsrechte auch 
Vermögensrechte. So b^im ü. - B. Die Rechtsordnung 
habe dem Urheber das ausschliessliche Recht der Verviel- 
fältigung seiner Geistesproducte zugestanden, aus welchen 
Motiven aber er von diesem Rechte Gebrauch mache, sei 
für den BegriiBf desselben irrelevant. 

Wenn man, wie Kärger die Beurteilung eines Rechts 
in's subjective Ermessen des Innehabers eines Rechts stellt, 
wenn derselbe z. B. ein Forderungsrecht ausübt, in der 
Absicht, seine Neugierde zu befriedigen (das Recht zur 
Einsicht der Handelsbücher eines zur Geschäftsführung 
nicht befugten Gesellschafters) oder wenn dasselbe speciell 
für ihn kein Vermögensinteresse hat, das für einen andern 
solches hätte, so muss man Kärger zustimmen. Die 
Wissenschaft, welche die Einteilung der Rechte in Ka- 
tegorien unternommen und für jede bestimmte objective 
Merkmale fordert, verwirft aber diesen Standpunkt. 

Vermögensrecht bezeichnet denjenigen Teil der 
Rechtsordnung im Privatrecht, welcher sich auf die das 
sog. Vermögen einer Person bildenden Rechte: Eigentum 
und Forderung resp. Schulden, im Gegensatz zu den Ver- 
hältnissen des Famüienrechts bezieht. 

In den Vermögensrechten tritt die Persönlichkeit 
vollständig zurück. Sie erschöpfen sich in ihrem Geld- 
werte und können daher von ihrem Träger losgelöst und 
auf jeden andern übertragen werden.^ 

Dass das Ü.-R. kein Eigentumsrecht ist, haben wir 
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oben gesehen. Aber auch unter die Forderungsreehte ist 
unser Recht nicht zu zaien. Diese gehen unmittelbar auf 
-eine positive oder negative Handlung, auf eine Leistung^ 
•der uns v^:^flichteten Person. Wenn man aber unter 
Termögeu die Gesammtheit der wirtschaftlichen Güter und 
-wirtschaftlich wertvollen Rechte, welche eine Person recht- 
mässig besitzt, versteht, so ist, wegen der Ausschliesslich- 
keit der Vervielföltigung das Ü.-R. ohne Zweifel zum 
Vermögen des Berechtigten zu zälen. 

Wächter stellt neben diesen beiden Kategorien von 
Vermögensrechten des R. - R. eine deutschrechtliehe dritte 
Olasse auf, welche durch ihr vom Gesetz verliehene Aus- 
49chliesslichkeit und Veräusserlichkeit Vermögenswert er- 
lialten, und welche sich von den dinglichen Rechten da- 
durch unterscheidet, n dass diese Rechte keine Sache, kein 
liörperliches Ding zum Substrat, zur Grundlage haben. 
Diese ßechte fallen meist in den Bereich der Gewerbe 
Tund des Handels: Erfindungspatente, Markenschutz. Da* 
hin gehöre auch das ü. -R. Wie Wächter:^) „Die 
Voraussetzung jener Obligation (der Nachdruck gehöre in 
-die Lehre von den Delicten und entstehe durch ihn eine 
obligatio ex delicto) bildet somit das von der Gesetzgebung 
.anerkannte und geschützte Recht auf ausschliessliche Ver- 
vielfältigung des Erzeugnisses: das Verlagsrecht. Dieses 
Recht erscheint in seiner Natur und Ausbildung als ein 
•Gewerberecht," so rechnet auch Elostermann das ü. - R. 
:zu den Gewerberechten: 

9 Das geistige Eigentum ist die vermögensrechtliche 
JS^utzung an ier mechanischen Wiederholung eines Products 
4ßr geistigen Arbeit. Sein Inhalt besteht in der unbe- 
j(chränkten und ansschliesslichen Befngniss der Reproduction 
^eses Gegenstandes. 

*) Verlagsrecht etc. pag. 112. 
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„Den Charakter eines Rechts nimmt die Befugnisse 
der Reproduction erst durch die Ausschliesslichkeit an und 
das Wesen des geistigen Eigentums besteht in einer Ein- 
schrankung der Freiheit dritter Personen, welchen die- 
Vervielfaltigung ohne den Willen des Urhebers untersagt 
bleibt.^ Das U.-R. gehöre daher in diejenige Classe von 
Hechten, welche als Gerechtigkeiten oder mit einem zui 
engen Ausdruck als Gewerbeberechtigungen bezeichnet 
werden und welche sämmtlich darin übereinstimmen, dass 
der Berechtigte ausschliesslich zur Vornahme gewisser 
Handlungen befugt sei , was ohne Zweifel beim ü. - R. der 
Fall ist, das, wie Göpel ^) bemerkt, zwei Rechtssätze, einen' 
verbietenden und einen erlaubenden, eine üntersagungs-^ 
befugniss und dieser gleichstehend eine Befugniss zu han- 
dein enthalte. Zu untersuchen , ob unser Recht nun in 
der Tat zu den Gewerberechten oder zu einer dritten 
Kategorie von Vermögensrechten zu zählen sei, gehört 
nicht zu unserer Aufgabe. Uns genügt nachgewiesen zu 
haben, dass der vermögensrechtliche Charakter desselben 
theoretisch der vorwiegende ist. Wie stellt sich nun die 
Gesetzgebung zu dieser Frage? ^ ' • 

Während die deutsche Jurisprudenz im Gegensatz^ 
zur französischen in der Anerkennung der ausschliesslich 
vermögensrechtlichen Natur des U. - R. nicht einig ist, 
sprechen auch unsere Gesetzgebung wie die neueste deutsche^ 
nirgends ein Prinzip selbst aus, sondern ziehen nur dessen/ 
wesentlich practische Consequenzen. (Zwar anerkennt die 
deutsche Praxis neben vorwi^end vermögensrechtlichem 
auch personenrechtlichen Charakter.) Dagegen äussert sich 
das kgl. sächsische Gesetz von 1844 § 1 dahin: 

»Das Recht, literarische Erzeugnisse und Werke der 



*) BegriflP u. Wesen des U. - R. pag. 49. 
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Kunst auf mechanischem Wege zu vervielfältigen, steht 
ausschliesslich dem Urheber selbst und seinen Rechts- 
nachfolgern zu und ist ein auf andere übertragbarear 
Vermögensrecht/^ 

Wenn auch durch das ü. - R. gewisse persönliche 
Intereasen ebenfalls geschützt werden, so verliert es da- 
durch seinen wesentlich vermögensrechtlichen Charakter 
gar nicht. Dies ergibt sich am besten aus den recht- 
lichen B^olgen seiner Verletzung, welche in allen Fällen 
in der Verpflichtung zur Entschädigung des Urhebers — 
niit oder ohne Geldbusse — besteht. 

Unser B. - G. betont die Ausschliesslichkeit des 
Rechts, Werke der Literatur und Kunst zu vervielfältigen 
resp. darzustellen und damit die Möglichkeit, die Geistes- 
producte vermögensrechtlich nutzbar zu machen. Denn 
ein Manuscript oder eine musikalische Composition sind 
an und für sich wertlos, erst durch die Reproduction bezw. 
Auffuhrung des Werkes sind sie geeignet ihrem Urheber 
oder Rechtsnachfolger ökonomische Vorteile zu bieten, 
während allerdings ein Kunstwerk für sich schon einen 
Vermögenswert repräsentirt, der dann in Folge jene& 
Rechts der VeiTielfaltigung noch erhöht werden kann. 
Aus welchem Grunde der Nachdrucker eine Verletzung 
des U.-R. begeht, aus Gewinnsucht oder selbst aus wissen- 
schaftlicher Absicht, ist gleichgültig, wenn nur objectiv 
die vermögensrechtlichen Interessen des Urhebers gefährdet 
sind. ^) 

Auch Pappafava zieht in seiner anfangs cit. Schrift 
lediglich diese practischen Consequenzen. Sie ist eine 
glänzend geschriebene Verteidigung der Billigkeit und des 
Nutzens eines gesetzlich anerkannten U. - R. Das Recht^ 



*) vgl. v. Orelli a. a. 0. 95. flf. 
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«des Autors an den Erzeugnissen seines Geistee sei ein 
natürliches Recht und als solches den dasselbe anerkennen« 
4en Gesetzen praexistent. Es sei kein Kastenprivil^um^ 
.sondern ein gerechter Schutz gegen Yei^ewaltigung und 
strafbare Habgier. 

Eine Folge der vermögensrechtlichen Natur unseres 
Bechts ist auch die gesetzlich normirte Schutzfrist, inner- 
halb welcher der Autor und seine Rechtsnachfolger allen 
möglichen Nutzen aus dem Werke zu ziehen vermögen. 

Die zahlreichen Versuche, welche gemacht worden 
sind, um die juristische Natur des U.-R. befriedigend zu 
erklären und dasselbe in das System des Privatrechtes ein- 
rzureihen, beweisen, wie schwierig in der Tat diese Materie 
ist. Wir betrachten diese Gontroverse noch nicht als ab* 
geschlossen. Gerne geben wir zu, dass neben den ver- 
mögensrechtlichen Interessen mittelbar auch die Persön- 
lichkeit des Urhebers geschützt wird, und allerdings lassen 
:sich auch gegen unsere Auffassung gewisse Bedenken 
geltend machen. Wenn wir uns aber, anlehnend an 
Wächter, JoUy und Klostermann, für die Theorie des 
Vermögensrechtes aussprechen, so geschieht es wesentlich 
aus folgenden Gründen: einerseits dürfte die obige Unter- 
jsuchung gezeigt haben, dass für unsere Construction über- 
wiegende Momente sprechen, anderseits wird der nun 
folgende Teil zeigen, dass sich die Uebertragbarkeit des 
U.-R. blos auf den vermögensrechtlichen Charakter dieses 
Jlechtes bnsiren lässt. 
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H. Theil. 
Yon der Uebertragbarkeit des TJ.-R. 

§ 6. 
Im Allgemeinen. 

NacH der schweizerischen Gesetzgebung besitzt der 
Urheber eines literarischen oder künstlerischen Products 
«in positiv anerkanntes, vererbliches und übertragbares 
Privatrecht. Diese Eigenschaft unsers Rechts drückt § 3 
R.-G. vom IL Juni 1870 ftXr Deutschland in den Worten 
aus: „Das Recht des Urhebers geht auf dessen Erben über* 
Dieses Recht kann beschränkt oder unbeschränkt durch 
Vertrag oder durch Verfugung von Todes wegen auf an- 
dere übertragen werden." Diese Uebertragbarkeit, Vererb-' 
lichkeit und Veräusserlichkeit ist eine Folge der vermögens- 
rechtlichen Natur des U.-R., denn die vermögensrecht- 
lichen Befugnisse, welche die Hervorbringung eines litera- 
rischen oder künstlerischen Productes erzeugt: die Aus- 
schliesslichkeit der Vervielfältigung und Veröffentlichung 
sind übertragbar. 

(Von der Uebertragbarkeit des U. - R. und damit von 
der Uebertragung desselben ist die blosse Ermächtigung 
2ur Vervielfältigung und Verbreitung zu unterscheiden. 
Durch jene wird der Vervielfältiger und Verbreiter nicht 
ohne weiteres Rechtsnachfolger des Urhebers. Wol aber 
wird die Nachbildung und Verbreitung zu einer recht- 
mässigen. Die Ermächtigung kann auch durch conclu- 



— 44 — 

dente Handlungen erfolgen, ist aber m. E. restrictiv zu 
interpretiren. Anders im englischen Recht. Nach diesem 
bedarf es sogar zur üebertragung des Vervielfaltigungs- 
rechts einer schriftlichen Cession, .seitens des Urhebers eines 
Kunstwerks,) 

Die Anerkennung der Uebertragbarkeit durch die 
Gesetzgebung lässt den Schluss ziehen, dass beim Ü.-R. 
ganz wie bei andern Vermögensrechten auch die gewöhn- 
lichen Arten des Rechtsübergangs Anwendung finden. In 
wie weit jene allgemeinen Rechtsregeln auf vorliegendes 
Recht Anwendung finden, werden wir in folgenden §§ er- 
örtern, namentlich den Uebergang durch Vertrag und im 
Wege der Execution und Adjudication. 

Das reine Personenrechfc, das Recht auf freie Geistes- 
tätigkeit, ein Werk hervorzubringen oder umzugestalten ^ 
kann selbstverständlich der Autor nicht auf andere über- 
tragen. Er überträgt die Befugnisse, welche das U. -R. 
zu einem vermögensrechtlich wertvollen machen, also das 
Recht der Vervielfältigung und Veröffentlichung. Die 
üebertragung kann allerdings so weit gehen, dass der 
Rechtsnachfolger ein unbeschränktes Urheberrecht erwirbt- 
und auf die Rechte des Autors aus Art. 379 S. 0. R. 
keine Rücksicht zu nehmen braucht. Nie aber hat er die 
„Freiheit der Urhebertätigkeit" veräussert, sondern nur die 
der Nachbildung. Es sind aber Autor und Rechtsnach- 
folger in der Nachbildung nur soweit beschränkt, als es 
sich um ein bestimmtes Werk handelt. Selbständige 
Umarbeitungen, die dem erstem gegenüber im Wesent- 
lichen ein neues Werk darstellen, kann jeder, ohne Rück- 
sicht auf den andern, vornehmen und verbreiten. Es steht 
ihm ein ursprüngliches U.-R. zu. Eine wesentlich neue 
Umarbeitung liegt dann vor, wenn der Bearbeiter durch, 
eigene literarische oder künstlerisch^ Tätigkeit ein vom 
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ursprünglichen Werk verschiedenes geschaflTen hat. Das 
Ü.-R., welches veräussert werden kann, bezieht sich da- 
her nur auf ein bestimmtes Object; die Tätigkeit selbst 
ist, wie erwähnt, in Folge ihrer besondern Natur unver- 
äusserlich. Dagegen kann der Urheber dem Verleger die 
Befugniss einräumen, durch dritte Veränderungen vorneh- 
men zu lassen, so lange diese sich auf ein bestimmtes 
Werk beziehen. 

Selbständige Umarbeitungen können bei Kunstwerken 
oft eine Rolle spielen. Die Nachbildung erfolgt mittelst 
eines andern Kunstverfahrens, es kann dieselbe eine be- 
fugte sein in Folge Bewilligung (zu unterscheiden von der 
üebertragung des ü. - R.) des Urhebers des Originals, oder 
dieses ist zum Gemeingut geworden. In beiden Fällen er- 
wirbt der Nachbildner ein Urheberrecht. Er erwirbt das- 
selbe an der Nachbildung selbst und nur an dieser; er 
hat kein Ausschliessungsrecht gegen andere Nachbildungen, 
weil ihm kein Urheberrecht übertragen wurde. Erstreckt 
sich die Bewilligung auf Vervielfältigung mittelst des glei- 
chen Kunstverfahrens, so wird kein Urheberrecht begründet, 
so lange nicht der Urheber das ausschliessliche Recht der 
Nachbildung auf den Nachbildner nbertragen hat. In 
diesem Falle steht ihm das U.-R. des erstem zu und 
kann also die Nachbildung des Originalwerks ausschliessen. 
Welche Nachbildung unter den Tatbestand der verbotenen 
Nachbildung fällt, ist nicht im Rahmen dieser Arbeit zu 
untersuchen.^) 

Bei der Rechtsnachfolge kommt nun ferner die Üeber- 
tragung des U.-R. oder des Verlagsrechtes in grösserem 
oder kleinerem Masse in Betracht. Hier kommen wir zu 



*) ^gl^ darüber: Wächter: U.-R. an Werken der bilden- 
den Künste, Photograplüen und gewerblichen Mustern § 31. f. f. 
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der Streitfrage über die Natur des Urheberrechts und des 
Verlagsrechts. 

Nach Wächter ^) besteht der Inhalt desselben in der 
vermögensrechtlichen Nutzung, welche das Erzeug^iss mit- 
telst Vervielfältigung und Verbreitung im Verkehr gewährt 
und zwar als eine, mit Ausschluss jedes dritten Mos dem 
Autor und seinem Nachfolger zukommende Nutzung. Das 
Verlagsrecht wäre ako nichts anderes als das Ü.-R., 
welches durch Vertrag beschränkt oder unbeschränkt über- 
tragen werden kann. Er zieht die Bezeichnung Verlags- 
recht vor, weil dieselbe vorzugsweise geeignet sei, das ver- 
mögensrechtliche Wesen des Autorrechtes hervorzuheben; 
dieselbe drücke zunächst dessen Richtung auf die Fixirung 
des geistigen Werkes in einem materiellen Medium aus, 
womit es einen Geldwert im Verkehr erhalte und die 
Quelle vermögensrechtlicher Nutzung werde. 

Nach Elostermann *) ist das Verlagsrecht jedoch ein 
vom ü.-ß. abgeleitetes Recht von beschränktem Inhalte. 
Die schweizerische Gesetzgebung scbliesst sich dieser Mei- 
nung an. Aus dem folgt: 

Das Verlagsrecht umfasst nur das Recht der Ver- 
vielfältigung und Verbreitung. Das Uebersetzungsrecht 
und das Recht der öffentlichen AuffE^hrung bleiben dem 
Urheber gewahrt. Art. 382 S. 0. R. und Art. 8 B, G. 
betr. U.-R. 



*) Verlagsrecht etc. § 10. 

*) U.-R. pag. 150, cf. auch die dort cit. Literatur. 

(Anmerkung. Bei literarischen Werken geschieht die 
wirtschaftliche Nutzung durch Verausserung des Verlagsrechts, 
bei dramatischen^ bei dramatisch-musikalischen und musikalischen 
durch jene des Verlags- und Auflfiihrungsrechts. Diese Rechte 
sind jedoch nicht congruent. Zwar sind sie beide wertvoll durch 
die Ausschliesslichkeit, dort durch jene der alleinigen Verviel- 
fältigung und Verbreitung, hier durch jene der alleinigen Auf- 
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Ist das Ü.-R. durch Kauf, Schenkung auf einen» 
Dritten übertragen worden, so ist damit der YoUe Umfang' 
des U. -R. mitveräussert und sind alle Reste des Urhebers- 
damit auf .den Dritten übergegangen, mit Ausnahme des^ 
Rechts aus Art* 379, Abs. 1 und 2 O.-R. herrührend. 
Wird das Recht obiger Rechtsnachfolger durch Verzicht- 
oder durch unbeerbtes Ableben beendigt, so fallt dasselbe 
nicht an den Urheber oder dessen Erben zurück, sondern 
das Werk wird vor Ablauf der Schutzfrist Gemeingut^). 

Wir kommen desshalb zum Schluss, dass das Ver- 
lagsrecht ein vom Urheberrecht abgeleitetes Recht sei,, 
welches nur das ausschliessliche Vervielfältigungsrecht um* 
fasst und «neben welchem das Recht des Urhebers be- 
stehen bleibt, selbst wenn das Verlagsrecht in vollem Um- 



*) Vergl. Fuchsberger : Die Entscheidungen des deutschen^ 
Reichsoberhandels- und Reichsgerichts II. Bd. pag. 108 ff. ;• 
V. Orelli: z. B. G. betr. Ü.-R. pag. 62. 



fuhrung. Beide Befugnisse sind bei dramatischen und musikali- 
schen Werken im Ü.-R. enthalten. Der Autor ist befugt, die 
Vervielfältigung z. B. eines Dramas einem bestimmten Verleger, 
die Aufführung hingegen einer ihm beliebigen Buhne zu über- 
tragen, während wiederum das Aufführungsrecht die Verviel- 
fältigung durch Ueberdruck oder Abschreiben keineswegs in 
sich schliesst. Selbstverständlich können jedoch auch beide Rechte 
demselben Rechtsnachfolger übertragen werden. Nach deutscher 
Praxis liegt in der Ueberlassung der Aufführungs-Befugniss an 
den jeweiligen Theaterdirektor üblicherweise die Ueberlassung 
an die Bühne, somit für jeden nachfolgenden Direktor. Eine solche 
Uebertragung ist in dem Belassen des Manuscripts in der blei- 
benden Theaterbibliothek zu erblicken. [Nach Art. 7 des Schweiz.- 
B.-G. betr. U.-R. wird der Urheber eiaes musikalischen oder 
dramatisch-musikalischen Werkes sogar gezwiugen ein schon 
veröffentlichtes Werk aufführen zu lassen, wenn die Bezahlimg; 
der Tantieme gesichert istj ) *) 

cf. unter § 8. 
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fange übertragen ist, dass es die ganze aus dem Urheber- 
recht zu ziehende Nutzung umfasst.*' 

Das Urheberrecht kann beschränkt oder unbeschränkt 
übertragen werden. Daraus folgt, dass der Urheber oder 
seine Rechtsnachfolger das U. - R. auch auf mehrere Per- 
sonen zu gewissen Teilen übertragen können. ^) Diese be- 
schränkte Uebertragung wird hauptsächlich practisch bei 
Kunstwerken, indem der Urheber verschiedenen Rechts- 
nachfolgern die Nachbildung in verschiedenen Kunstver- 
fahren einräumt,*) bei Musikalien und Kompositionen (durch 
Erteilung des Veröffentlichungsrechtes nur in gewissen 
Ländern — geteiltes Verlagsrecht — ^) 

Ist das Urheberrecht unbeschränkt übertragen, so tritt 
4er Rechtsnachfolger an Stelle des Urhebers; er hat das 
Recht, dasselbe weiter zu übertragen, falls er nicht durch 
Vertrag oder durch Verfügung von Todes wegen gehindert 
ist. Die Dauer des Rechts des Rechtsnachfolgers wird 
nach der Person des Urhebers bemessen. 

Das Urheberrecht ist nicht ein Recht an einer kör- 
perlichen Sache. Es geht daher nicht ohne weiteres mit dem 
Manuscript oder Kunstwerk auf den Erwerber dieser Objecte 
über : *) Die Erwerbsarten des Eigentums finden beim U.-R. 
keine Anwendung, wie Tradition, Occupation, Ersitzung. 

Daraus würde ferner folgen, dass das U.-R. nicht 
als Faustpfand bestellt und dass an demselben kein Reten- 
tionsrecht geltend gemacht werden kann. Zunächst kann 
ein artistisches oder ein literarisches Werk als körperliche 



f. Art. 374 und 375 S. 0. R. 

>) f. Wächter: U.-R. etc. p, 88. 

') v. Orelli, B.-G. über U.-R. ; derselbe : der internationale 
[Schutz des U.-R. in „Deutsche Zeit- und Streitfragen" herausge- 
geben von V, V, Holtzendorff, pag. 44. 

*) cf. Art. 5 u. 6 B.-G. betr. U.-R. 
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Sache Gegenstand solcher Rechte sein. Jener wissenschaft- 
lichen Folgerung kommt unser O.-R. entgegen. Ein 
Pfandrecht könnte nach unserer Gesetzgebung nur als 
Faustpfand und nur au beweglichen Sachen bestellt wer- 
den. Zwar werden nicht nur bewegliche Sachen, sondern 
auch Foi-deruugen verpfändet, das ü. - R. ist jedoch keine 
Obligation, m. a. W. es ist kein Forderungsrecht einer 
bestimmten Person auf eine Leistung, 

Aus dem oben angeführten Grunde fände auch ein 
Retentionsrecht keine Anwendung auf das ü. -R. 

Neben der ausschliesslichen Befugniss der Verviel- 
fältigung und Verbreitung tritt das Object, an dem das 
U. - R. haltet, in vielen Fällen fast gänzlich zurück ; haupt- 
sä,chlich das Manuscript oder die Kupferplatte ist als blosse 
Sache bedeutungslos. Da es sich jedoch zunächst nur um 
Sicherung, noch nicht um Geltendmachung einer Forde- 
rung handelt, so ist u. E. die Anwendung jener Rechte 
um U, ' B. möglich. ^) üeber das Verhalten unsers Rechts 
im Betreibungsverfahren und im Concurs ist § 9 zu vgl. 
auch Streuli: Das Retentionsrecht nach dem B. -G. über 
das O.-R. pg. 30 ff. 

§ 7. 

Der Verlagsvertrag. 

Im ersten Teil unserer Arbeit sind wir zum Schlüsse 
gelangt, dass das U.-R. vorherrschend vermögensrecht- 
licher Natur sei. Dasselbe unterläge demnach im Verkehr 
den gewöhnlichen Regeln; z. B. den Bestimmungen über 
Kauf, Tausch. Nun kann allerdings ein des U. - R. fähiges 



. *) Ueber das Verhalten des Urheberrechts im Betreibungs- 
verfahren, s, §. 9. 
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Object, ein Manuscript, Gemälde, eine Kupferplatte, Ge- 
genstand eines solchen Rechtsgeschäfts sein, aber die ver- 
mögensrechtliche Nutzung wird auf diesem Wege selten 
ausgiebig gemacht werden können. Um dem Inhalte des 
ü. -R., dem ausschliesslichen Vervielfältigungsrecht des 
Urhebers gerecht zu werden, hat das motierne Recht eine 
besondere Vertragsart aufgestellt; den Verlagsvertrag d. h. 
einen Vertrag, in welchem sich der Urheber eines litera- 
rischen oder künstlerischen Werkes oder dessen Rechts- 
nachfolger verpflichten, das Werk einem Verleger zum 
Zwecke der Herausgabe zu überlassen, der Verleger da- 
gegen das Werk zu vervielfältigen und in Vertrieb zu 
setzen. Art. 372, S. O.-R. 

Wir sagen eine besondere Vertragskategorie. Denn 
es wurde von vielen Schriftstellern, insbesondere auch von 
Wächter und Klostermann, versucht, dieselbe den römischen 
Vertragsarten zu subsummiren, allein ohne befriedigenden 
Erfolg. „Das Charakteristische des Verlagsvertrags liegt 
nicht in einer eigenthümlichen Verbindung des dare^prwstare 
und facere^ sondern in der besondern Natur der im Ver- 
lagsvertrage geforderten Tätigkeiten, welche sich durch 
jene allgemeinen Bezeichnungen nicht darstellen lassen. 
Das geistige Schaffen in der Form literarischer Tätigkeit 
und auf der andern Seite das buchhändlerische Verbreiten 
sind Leistungen von völlig ursprünglicher Bedeutung, die 
sich nicht auf ein juristisches Allgemeines zurückführen 
lassen.* ^) 

Obgleich in Rom der Buchhandel blühte, ^) war der 
Verlagsvertrag dennoch den Römern unbekannt. Zwischen 
Autor und Verleger wurde kein Vertrag geschlossen, durch 



*) Gerber: D. Pr. R XV. Aufl. § 200. Anm. 1. 
2) Häny: a. a. 0. pag. 108. 
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elen der Urheber berechtigt worden wäre, die Vervielfalti- 

■ 

gung eines Werkes zu verlangen.^) Köhler^) charakterisirt 
die Situation folgenderraassen : 

An Stelle des heutigen Verlagsvertrages stehe der 
Manuscriptenhandel, der Autor verkauft das Manuscript 
an den Verleger, dem mithin jeder Vorteil der literarischen 
Ausbeute als übertragen gelte, das Manuscript figurire als 
Träger des Vermögenswertes und als Gegenstand des Ge- 
schäfts; das Recht am Autorgut und das Eigentum am 
Manuscript schmelze in der Verkehrsanschauung zusammen. 

Als charakteristische Merkmale unseres Vertrags lassen 
sich anführen: 

a. Die Uebertragung des Vervielfältigungsrechts in 
bestimmtem Umfange. 
, b. Die Verpflichtung des Verlegers zur Veröffent- 
lichung und zur Verl)reitung. 

c. Die Veröffentlichung für Rechnung des Verlegers. 

d. Die Veräusserung eines Rechts von beschränktem 
Inhalte. 

Die Bezahlung eines Honorars an den Autor gehört 
nicht zu den wesentlichen Merkmalen des Verlagsvertrags, 
wird aber vermutet, wenn nach den Umständen die Ueber- 
lassung des Werkes nur gegen ein Honorar zu erwarten 
war. Art. 383. S. O.-R. 

Die deutsche Reichsgesetzgebung enthält nur verein- 
zelte und nebensächliche Bestimmungen über den Verlags- 
vertrag. Er gehört in das Gebiet der particulären Ge- 
setzgebung: Vergl. Preuss. Allgemeines Landrecht I. Thl. 
11. Titel; Bürgerliches Gesetzbuch für das Königreich 
Sachsen 1863 § 1140 ff., Allgemeines bürgerliches Gesetz- 



*) Häny, pag. 108. 
2) a. a. 0. pag. 325. 
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Der Verleger muss zu einer neuen Auflage schreiten, 
sobald das Verlagsrecht für mehr als eine Auflage über- 
tragen wurde und die erste vergriffen ist. Art. 386. S. O.-R. 

Der Autor tritt wieder in den vollen Genuss seines 
ü. - R., wenn der Verleger vor Ablauf der Frist in Con- 
curs gerät. Art. 390. S. O.-R. „Wenn das auf die 
ganze Dauer der Schutzfrist übertragene Verlagsrecht vor 
diesem Zeitpunkte erlischt, sei es durch Verzicht des Ver- 
legers oder weil bei der Auflösung der Verlagsfirma das 
Verlagsrecht niclit an eine andere Person übertragen wird, 
so tritt der Verfasser für den Rest der Schutzfrist wieder 
in den unbieschränkten Genuss seines U.-R. ein." ^) 

Nach schweizerischem Recht erfordert der Verlags- 
vertrag keine besondere Form des Abschlusses. Derselbe 
ist aber auch durch concludente Handlungen möglich 
d. h. Handlungen, aus denen mit logischer Consequenz 
gefolgert werden muss, dass mit der Veräusserung des 
Werkes zugleich auch eine üebertragung der Urheber- 
rechte verbunden sei (z. B. Ueberlassung einer Zeichnung 
an eine illustrirte Zeitung), Hiebei ist zu beachten, dass 
neben der allgemeinen Rechtsregel, dass Veräusserungen 
nicht von vornherein vermutet werden, solche beim U.-R. 
besonders wegen der schwer wiegenden Folgen, der öko- 
nomisch eminent wichtigen Vorteile des U. - R. restrictiv 
zu interpretiren sind. Es liegt daher in einer Ueber- 
lassung eines Kunstwerkes behufs Herstellung eines Stiches 
oder einer Copie nicht ohne weiteres eine Ueberlassung 
des Rechts der Vervielfältigung und Veröffentlichung, um 
so weniger, als das U.- R. ausdrücklich nur bei bestellten 
Porträts oder Porträtbüsten übergeht. Art. 5. Abs. 2. 
S. B.-G. betr. U.-R. 



*) Klostermann: U.-R. etc. pag. 151. 
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Aehnlich verhält es sich mit der Ueberlassung eines 
Manuscripts. Die Veräiisserung eines solchen durch Kauf, 
Tausch, Schenkung schliesst keineswegs einen Verzicht 
auf das U.-R. in sich, wenn schon der Verkehrswert des- 
selben an sich ein geriyiger ist, w^ährend durch Hingabe 
eines Kunstwerks möglicherweise die wirtschaftliche Be- 
deutung desselben erschöpft ist und eine Vervielfältigung 
geringe Ausbeute versprechen würde. Ueber Zeitungs- 
artikel und Beiträge zu Sammelwerken ist Art. 376 S. O.-li. 
zu vergleichen. 

Das Verlagsrecht kann vom Urheber an den Ver- 
leger entweder unbeschränkt für die ganze Dauer des 
ü.-R. oder mit Beschränkung auf eine bestimmte Anzahl 
von Exemplaren oder auch auf eine bestimmte Zeit über- 
tragen werden. ^) 

Im Zweifel ist der Verleger nur zu einer Auflage 
berechtigt ; die* Stärke derselben ist vom Verleger festzu- 
setzen, wenn nichts vereinbart wurde. Nach dem frühern 
bayerischen und sächsischen Recht beträgt dieselbe mut- 
masslich 1000 Exemplare. Eine besondere Bestimmung 
enthält noch das preussische Landrecht. Dasselbe unter- 
scheidet zwischen neuen Ausgaben und Auflagen und 
versteht unter letztern unveränderte Abdrücke im näm- 
lichen Format, die es dem Verleger gegen Erlegung des 
halben Honorars oder ohne weiteres gestattet, je nachdem 
die Zahl der Exemplare für die erste Auflage bestimmt 
war oder nicht. 

Neue Ausgaben d. h. Abdrücke mit Veränderung 
der Form oder des Inhalt, sind dem Verleger nur mit 
schriftlicher Genehmigung des Autors (nach dessen Tode 



*) üebq?* das sog. geteilte Verlagsrecht vgl. Klostennann: 
U.-R. p. 237 ; v. Orelli : B.-G. betr. U.-R. pag. 53. 
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auch ohne solche, wiewohl nach Umständen gegen Aus- 
zahlung eines Honorars an die Erben) erlaubt. 

Der Verlaggeber hat gegenüber dem Verleger für 
die Berechtigung zu der Verlagsgabe Gewähr zu leisten. ^) 

Ist die zur Vervielfältigung gebrauchte Form eine 
bleibende z. B. ein stereotypirter Satz oder eine gestochene 
Platte, so fallt eine natürliche Begrenzung, wie bei der 
Vervielfältigung eines literarischen Werks, in welchem 
Falle der Drucksatz auseinander genommen wird, sobald 
-die erforderliche Anzahl von Exemplaren vorhanden ist, 
dahin. Klostermann nimmt die Begrenzung als beendet 
an, wenn der Druck ohne die bestimmte Absicht baldiger 
Fortsetzung unterbrochen wird. Bei Schriften darf der 
Verleger sich nicht ohne Genehmigung, des Autors der 
Stereotypie bedienen. 

Da die Form und die Zeit der Veröffentlichung eines 
Werkes vom Willen des Autors abhangen, so ist der Ver- 
leger verpflichtet, das Werk ohne Erlaubniss des Vertrag- 
gebers ohne Verkürzung, ohne Zusatz und ohne Verände- 
a*ung zu vervielfältigen, dagegen ist der Autor jederzeit 
befugt, Aenderungen an dem Werke vorzunehmen. ^) 
Art. 379. Die Uebertragung des Verlagsrechts enthält 
also die Verbindlichkeit der Vervielfältigung und Ver- 
öffentlichung. Wie verhält es sich nun, fr^gt Wächter 
(Verlagsrecht § 24), wenn jemand an einem Werke jene 
Tätigkeiten vornimmt, das von keinem ü. - R. geschützt 
wird, z. B. an einem bisher unbekannten Geistesproduct 
eines alten Classikers. Selbstverständlich hat der Eni- 
Becker das Recht, darüber zu verfügen, ob, wann und 
wie dasselbe veröffentlicht werden soll. Jeder Dritte ist 



*) cf. Art. 374. S, O.-R. 
*) cf. § 6. 
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von der rechtlichen Möglichkeit dieser Tätigkeiten ausge^ 
schlössen. »Nun kann er aber (der Entdecker) durch 
die erste Veröifentlichung einen besondern Nutzen ziehen ^ 
welcher durch einen spätem Nachdruck zwar beeinträch- 
tigt werden mag, aber durch die Priorität der Veröffent- 
lichung doch immerhin seine Bedeutung haben wird." 
AVenn er nun diese Nutzung einem Verleger durch Ver- 
trag, sei es gegen Honorar oder unentgeltlich, überlasse, 
so liege ein einem Verlagsvertrag völlig analoger Vertrag 
vor ; nur dass dabei die Uebertragung eines Verlagsrechts 
im eigentlichen Sinne fehle, weil kein Autorrecht und 
desshalb kein Schutz gegen Nachdruck vorhanden sei. 
Es hätten daher bei diesem Vertrag alle Grundsätze des 
eigentlichen Verlagsvertrags Geltung. Wächter nennt 
diesen Vertrag uneigentlichen Verlagsvertrag. U. E. darf 
hier der Ausdruck Verlagsvertrag nicht gebraucht werden, 
weil gerade das, was diesen Vertrag zu einem eigentüm- 
lichen Rechtsgeschäft macht: die Uebertragung eines 
Rechts an den Verleger, fehlt ; weil nach unserm positiven 
Recht der Verleger durch * den Verlagsvertrag gleichsam 
ein Monopol erhält, derselbe in seiner ausschliesslichen 
Tätigkeit geschützt wird, während in jenem Falle die 
Interessen des Verlegers gegen Nachdruck nicht geschützt 
werden. Auch braucht aus naheliegenden Gründen der 
Urheber bei einer neuen Auflage nicht begrüsst zu werden. 
Eine üebersetzung kann ohne Zweifel jeder Dritte vor- 
nehmen. 

Eine bestrittene Frage ist femer, ob der Verleger 
befugt sei, das ihm übertragene Recht ohne Zustimmung 
des Verfassers weiter zu veräussern: Nach Art. 77 S. O.-R.- 
ist der Schuldner nur dann verpflichtet, persönlich zu er- 
füllen, wenn es bei der Erfüllung auf eine Persönlichkeit 
ankömmt und der Commentar von Schneider und Fick 
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bemerkt hiezu, dass es nicht im Belieben des Gläubigers 
stehe, zu erklären, dass es ihm auf die Erfüllung des 
Schuldners in eigner Person ankomme, sondern es frage 
sich, was nach dem Sinne des Vertrages als die Meinung 
der Parteien beim Vertragsabschluss anzunehmen sei. Aus 
der Redaction obigen Artikels scheint hervorzugehen, dass 
als Regel die Uebertragbarkeit der Rechte und Verbind- 
lichkeiten anzunehmen sei: Dass aber ein Autor einen 
Verlagsvertrag mit Rücksicht auf die Persönlichkeit des 
Verlegers schliesst, ist unzweifelhaft. ^) Die Garantien, 
welche die Persönlichkeit des Verlegers dem Verlaggeber 
bietet, dürfen diesem letztern ohne dessen Einwilligung 
nicht entzogen werden. Practische Fälle sind mir keine 
bekannt. Klosterinann ^) ist gegenteiliger Ansicht, da es 
an einer ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmung fehle, 
welche die Cession des Verlagsrechts ausschliesse ; das 
Interesse des Autors an der persönlichen Erfüllung des 
Verlegers könne dadurch gewahrt werden, dass ersterer 
ausdrücklich die Uebertragung von seiner Einwilligung 
abhängig mache. Die deutsche Praxis habe sich immer 
für Uebertragbarkeit ausgesprochen und die üeberein- 
stimmung der einzigen *) bekannt gewordenen Urteile mit 
den Fällen, in welchen Verlagsgeschäfte mit den erwor- 
benen Verlagsrechten ohne Widerspruch der Verfasser ver- 
äussert worden sind, scheint uns nicht massgebend. Der 
Verfasser wird eben keinen Widerspruch erheben, wenn 
das erwerbende Verlagsgeschäft ihm gleiche oder bessere 
Garantien bietet, wie das abtretende. 

üeber den Rücktritt vom Verlagsvertrag ist der 



^) cf. die Anmerkung zu Art. 77, S. O.-R. C. von Hafner. 

>) U.-R, pag. 148. 

*) Klostermann : U.-R. pag.- 148. Anm. 2^ 
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Conimentar von Schneider und Fick zu Art. 387 — 390. 
S. O.-R. naclizusehen. 

Allgemein wird anerkannt, dass auch über ziiküf\f- 
tige Werke ein Verlagsvertrag abgeschlossen werden kann. 
Wenn der Autor das Werk zur vertragsmässigen Zeit 
nicht liefert oder keine Frist zur Ablieferung bestimmt 
ist, so soll der Verleger das Recht haben vom Vertrage 
zurückzutreten; den Verlaggeber treflPen die Folgen der 
Art. 110 ff. S. O.-R. 

Zu Art. 389. S. O.-R. sei noch folgende Meinung 
Klostermanns angeführt: ^) 

„Der einseitige Rücktritt steht dem Autor frei, wenn 
-sich Umstände oder Hindernisse ereignen, welche den Ver- 
fasser veranlassen, das versprochene Werk nicht heraus- 
zugeben. Die Beurteilung dieser Hinderungsgründe ist 
eine vollkommen freie. Sie können lediglich subjectiver 
Natur sein, also in Gewissensbedenken' oder in persön- 
lichen Rücksichten bestehen, wenn nur diese subjectiven 
Hindernisse ausreichend erscheinen, um vom Standpunkte 
des Verfassers aus den Rücktritt vom Vertrage zu moti- 
viren. Es steht daher nicht im Belieben des Verfassers, 
'Ohne Grund, oder aus blos vorgeschützten Gründen von 
dem Verlagsvertrage zurückzutreten. Ebenso steht ihm 
diese Befugniss nur bis zur erjolgten Veröfientlichung zu.^ 

Das schweizerische Recht enthält keine Bestimmungen 
über anonyme oder speudonyme Werke, v. Orelli ^) be- 
merkt über dieselben im Allgemeinen folgendes: 

Da das Gesetz nichts sage, so werde die allgemeine 
Schutzfrist des ersten Artikels auch bei diesen Werken 
gelten. Man sei dabei offenbar von der Voraussetzung 



*) Das geistige Eigentum. B. I. pag. 355. 
ä) a. a. 0. pag.- 46 u. 47. 



ff 

} 



— 59 — 

ausgegangen, der wirkliche Urheber eines anonymen oder 
speudonymen Werkes oder seine Rechtsnachfolger (nament- 
hch der Verleger) werden jederzeit im Stande sein, sich 
zu legitimiren. 

Nach Art. 28. Abs. 3. J). R.-G. vom 11. Juni 1870 
betr. ü. - R. an Schriftwerken etc. ist der Herausgeber 
event. der Verleger berechtigt, die dem Urheber zustehen- 
den Rechte zu wahren. Diess ist auch in der Berner 
Convention Art. 11 ausdrücklich anerkannt und desshalb 
wohl auch schweizerisches Recht. Laut Art. 28 D. R.-G. 
11. Juni gilt der auf dem Werke angegebene Verleger 
ohne weitern Nachweis als der Rechtsnachfolger des ano- 
nymen oder speudonymen Urhebers. Hieraus geht hervor, 
dass der Urheber, der seinen Namen nicht nennen will, 
dennoch in seinem Rechte geschützt werden soll. Der 
Verleger braucht demnach, entgegen allgemeinen Rechts- 
regeln, sein Verlagsrecht nicht durch Verlagsvertrag zu 
beweisen. (Das Rechtsverhältniss zwischen Urheber und 
Verleger wird natürlich dadurch nicht berührt ; es handelt 
sich hier lediglich um Wahrung der Interessen gegenüber 
Dritten.) Da nun, wie erwähnt, unser schweizerisches 
Gesetz keine Bestimmungen über anonyme oder speudo- 
nyme Werke getroffen, so werden wir den allgemeinen 
Regeln über Beweispflicht zu Gunsten des U. - R. nicht 
entgegen handeln dürfen. Es wird also der Urheber eines 
solchen Werkes unter Umständen gezwungen werden 
können, aus seiner Anonymität herauszutreten. 

Klageberechtigung, 

Nach der deutschen und schweizerischen Gesetz- 
gebung ist die Verletzung des U.-R, ein Antragsvergehen. 
Der Geschädigte kann auch statt der Strafklage nur seine 
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Schadenersatzansprüche geltend machen und auf Verhän- 
gung einer Busse verzichten. 

Zur Klage berechtigt ist der Geschädigte.^) 

Ohne Zweifel sind nun Verlaggeber und Verleger 
bei unbefugtem Nachdruck Geschädigte. Kläger ist der 
Verlagsberechtigte, in erster Linie der Urheber oder seine 
Rechtsnachfolger. Als Autor wird derjenige praesumirt^ 
welcher als solcher auf dem Titel oder in der Vorrede 
des Werkes angegeben ist. Aber auch derjenige, dem 
das Verlagsrecht tibertragen wurde, ist Geschädigter und 
desshalb legitimirt. Da nun der Verleger durch seine 
Verbindlichkeiten die ökonomischen Interessen des Urhebers 
wahrt und zu wahren hat, ist m. E. jener auch in erster 
Linie klageberechtigt. Durch den Verlagsvertrag ist der 
Verleger ja allein berechtigt, die vermögensrechtliche 
Nutzung des U.-ß. in's Leben zu rufen. Es ist eine ge- 
setzliche Pflicht, alles zu tun, um jene Nutzung so frucht- 
bringend als möglich zu gestalten, wenn nun jene Inte- 
ressen durch Nachdruck verletzt wurden, so soll der 
Verleger zuerst berechtigt sein, dieselben zu wahren und 
den Schaden, der ihm selbst und dem Autor erwächst, 
abzuwenden. Da überdies die Ersatzforderung sich auf 
das Verlagsrecht gründet und durch die Veräusserung das- 
selbe auf den Verleger tibergegangen ist, so ist auch aus 
diesem Grunde dieser ersatzberechtigt. 

Ist das U. - R. durch Erbfolge auf Dritte überge- 
gangen, so sind diese Dritten nach Erbschaftsanteilen als 
legitimirt zu betrachten. 

Auch der Verleger selbst kann das U.-R. verletzen. 
Was nun hier? Liegt blos Vertragsbruch vor? oder kann 
der Autor wegen Nachdruck klagen? 



*) Art la B.-.G. betr. U.-R. 
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Es sei uns gestattet der Entscheide des deutschen 
Reichsgerichts aus dem Gebiete des ü. - R. zu erwähnen 
über die Fragen: 

1. Stehen bei einem Nachdrucke des Verlegers dem 
Autor neben den Ansprüchen aus dem Gesetze 
wegen Nachdrucks die Ansprüche aus dem Ver- 
lagsvertrage wegen Verlagsverletzung zuV und 

2. Enthält die Ueberschreitung der im Verlagsver- 
trage festgesetzten Stärke der Auflage und die 
unbefugte Veranstaltung einer neuen Auflage 
durch den Verleger nur eine Ueberschreitung des 
Nachdrucksverbots oder auch eine Verletzung der 
Vertragspflichten ? 

Das Reichsgericht bejaht beide Fragen mit folgender 
Motivirung: *) Das R.-G. vom 11. Juni 1870 betr. das 
ü. - R. an Schriftwerken behandelt das auf dem Verlags- 
vertrage beruhende Rechtsverhältniss überhaupt nicht» 
Auch die Bestimmungen des § 5 c und d., wonach die 
Anfertigung einer grössern Anzahl von Exemplaren eines 
Werkes seitens des Verlegers, als demselben vertragsmässig 
oder gesetzlich gestattet ist, sowie der neue Abdruck, 
welchen der Urheber oder der Verleger dem unter ihnen 
bestehenden Vertrage zuwider veranstaltet, als Nachdruck 
anzusehen ist, entscheiden lediglich die Frage, ob in diesen 
Fällen Nachdruck anzunehmen sei, lassen dagegen die Frage, 
ob die Rechte aus dem Verlagsvertrage in diesem Falle 
geltend gemacht werden können, unberührt und bestimmen 
keineswegs, dass der Verletzte auf die ihm durch das Ge- 
setz vom 11. Juni eingeräumten Rechte beschränkt werden 
solle- Es ist daher nicht zu bezweifeln, dass neben den 



^) S. „Deutsehe Schriftsteller-Zeitung" v. Lange v. Jahrg. 
1889. S. 97 flP. 
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Ansprüchen, welche dieses Gesetz gewährt, die Ansprüche 
aus dem Verlagsvertrage in vollem Umfange stattfinden, 
nicht allein bei solchen Vertragsverletzungen, welche unter 
den Begriff des Nachdrucks nicht fallen, sondern auch 
bei solchen, die zugleich eine Zuwiderhandlung gegen das 
Nachdrucksverbot und gegen die Vertragspflichten ent- 
halten. 

Ad. 2. Seinem Begriff und Wesen nach begründet 
der Verlagsvertrag eine Verpflichtung des Verlegers nicht 
zu Unterlassungen, sondern zu Handlungen, nämlich zur 
Vervielfältigung und buchhändlerischen Verbreitung des 
Werkes. Wird in dem Vertrag eine Bestimmung über 
Stärke und Zahl der Auflagen getroffen, so ist diess nicht 
mit Notwendigkeit dahin zu verstehen, dass der Verleger 
die Verpflichtung übernimmt, eine weitere Vervielfältigung 
und Verbreitung zu unterlassen, möglich ist auch die 
Auffassung, dass eine derartige Vertragsbestimmung nur 
die . Befugniss des Verlegers begrenze, dagegen ihm eine 
Verpflichtung nicht auferlege, woraus sich die Folgerung 
ergeben würde, dass der Verleger bei Ueberschreitung 
dieser Grenze zwar ausserhalb des Vertrages^ nicht aber 
gegen den Vertrag handelt, mithin nur die gesetzlichen 
Folgen unbefugter Vervielfältigung von Schriftwerken, 
nicht aber die Folgen der Vertragsverletzung eintreten. 
Diese Auffassung ist nicht die herrschende. Durch den 
Verlagsvertrag werden dem Verleger nicht blos Rechte, 
sondern auch Pflichten auferlegt ; es entspricht der Natur 
des Vertrages, auch in einzelnen Bestimmungen, insbe- 
sondere in der Festsetzung der Stärke und Zahl der 
Auflagen, nicht blos die Begrenzung der Befugniss des 
Verlegers, sondern auch die Verpflichtung zur NichtÜber- 
schreitung dieser Grenze von Seiten des Verlegers zu finden. 
Früher hatte der Autor keinen andern Schutz; auch die 
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heutige Gesetzgebung enthält keine Spur, dass man denv 
Autor das Recht abgesprochen hätte, bei einer Ueber- 
schreitung der dem Verleger gestatteten Stärke oder Zahl 
der Auflage auf Grund des Verlagsvertrages gegen den 
Verleger vorzugehen. Die Rechte aus dem Vertrage sind 
in mehreren Beziehungen ausgedehnter, als die Rechte aus 
dem Gesetze wegen Nachdruck. 

§ 8. 
Universal- und Singularsuccession. 

Die vermögensrechtliche Natur des U. - R. documen- 
tirt sich ebenfalls in der Möglichkeit des Uebergangs durch 
Erbfolge , vrenngleich die Stellung des Universalsuccessors 
(des p]rben) und diejenige des Sing.-Succ. (des Cessionars) 
eine verschiedene ist. Denn der Erstere tritt voll und ganz 
in die Rechte des Erblassers ein, der Letztere nur quoad 
exercitium. 

Der Nachlass des Erblassers d. h. der Inbegriff der 
Vermögensrechte und Verbindlichkeiten eines Menschen im 
Augenblick seines Todes ausser den höchstpersönlichen 
können auf den oder die Erben übergehen durch testamen- 
tarische, gesetzliche oder vertragsmässige Erbfolge. Das 
U. -R. gehört nun, wie wir oben nachzuweisen versucht 
haben zu den Vermögensrechten, es unterliegt daher, wie 
andere Vermögensobjecte der gewöhnlichen Erbfolge. Wenn 
deshalb ein Urheber oder dessen Rechtsnachfolger vor Ab- 
lauf der Schutzfrist sterben, so teilt ein U.-R. das Schick- 
sal des Gesammtnachlasses. 

Mit dem Erwerb der Erbschaft wird der Erbe Sub- 
ject aller in dem Nachlass befindlichen Vermögensstücke. 
Sind mehrere zusammen Erben geworden, so steht jedem 
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von ihnen an den Rechten und Verbindlichkeiten ein Teil 
zu. Es besteht unter den Erben eine Gemeinschaft; jeder 
kann Teilung der Erbschaftsstücke verlangen, wobei ein- 
zelne derselben einem Miterben allein zugewiesen werden 
können. ^) 

Diese allgemeinen Sätze finden auf das ü. -R. An- 
wendung. Dasselbe geht auf die Erben über, wie es dem 
Urheber zustand. Dagegen ist das Recht des Autors, bei 
jeder neuen Ausgabe oder Auflage Verbesserungen anzu- 
bringen, ein höchst persönliches, geht daher nicht auf des- 
sen Erben über. Dasselbe ist ein Ausfluss des U.-R. cf. 
pag. 52 ff. Wer ein ü. -R. erworben hat, sei es von 
Todes wegen, oder durch Vertrag, überträgt dasselbe in 
gleicher Weise auf seine Erben oder Rechtsnachfolger, 
selbstverständlich unter der bekannten zeitlichen Beschrän- 
kung. 

In der Frage, ob der Urheber dem Erben in wirk- 
samer Weise die Veröffentlichung seines Werkes unter- 
sagen oder verfügen könne, dass dieselbe nicht vor Ablauf 
einer gewissen Zeit erfolge, sind wir mit Wächter ^) voll- 
ständig einverstanden : Den Urheber kann ein persönliches 
Interesse dazu bewegen. Das U.-R. besteht in der Aus- 
schliesslichkeit der Vervielfältigung bezw. Darstellung und 
Veröffentlichung, ist dieses Recht durch Erbfolge überge- 
gangen, so ist dasselbe ohne Beschränkung übergegangen, 
also^der Erbe zu unbeschränkter Ausübung jdieses Rechts 
befugt. „Will der Urheber jenen Zweck, die Veröffent- 
lichung des Werkes hinauszuschieben oder abzuwenden, 
erreichen, so muss er den Weg einschlagen, auf welchem 
überhaupt ein Erbe letztwillig verpflichtet wird, die ihm 



1) Wächter : Das U. - R. § 19 : Arndts Fand. § 527. 

2) U.-R. pag. 92. 
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vom Erblasser auferlegten Verfügungen zu erfüllen. ^) Der 
Erbe oder Rechtsnachfolger von Todes wegen hat in Folge 
seines Rechts die Verfügung über die Veranstaltung neuer 
Ausgaben ^) und Auflagen. 

Falls der Urheber sein Recht einem Dritten in be- 
schränkter Weise vermacht, z. B» auf bestimmte Zeit oder 
Auflagen, so tritt nach Ablauf der betr. Zeit oder Er- 
schöpfung der Auflage das Recht des Erben oder anderer 
Rechtsnachfolger wieder ein, mit Berücksichtigung der 
allgemeinen Schutzfrist. Aehnlich verhält es sich, wenn 
das Ü.-R. vom Autor einem Verleger in bestimmtem Um- 
fang übertragen wurde. Dieses Verhältniss behält seine 
Oültigkeit bis die Vertragsbestinamungen erfüllt sind, erst 
nachher wird das ausschliessliche Recht des Erben wirksam. 
Er darf aber noch während der Vertragsdauer sein Recht 
in so weit wahren, als ihm eine Verfolgung der Ueber- 
schreitung der dem Verleger zustehenden Rechte zukommt. 

Eine Abweichung von unsem Regeln über den Ueber- 
gang des U,-R. bei Todesfall enthält das französische Recht. 

Das U.-R. wird nicht mit dem übrigen Vermögen 
vererbt, sondern geht zunächst auf die Wittwe des Autors 
über, falls diese mit demselben in vertragsmässiger oder 
gesetzlicher Gütergemeinschaft lebte und nach deren Tod 
an die Kinder des Autors, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
seine Erben geworden sind oder nicht. ^) 

Für den Fall, dass der Urheber keine Erben oder 
sonstigen Rechtsnachfolger von Todeswegen hinterlässt, er- 
lischt das U.-R. Auch findet nach deutschem Gesetz das 



*) Wächter: U.-R. pag. 93: Arndts Fand. §, 52r\ 

«) ef. Art. 379. S. O.-R. 

') Fliniaux:Lapropriete industrielle et lapropriete litteraire 
et artistique pag, 97 u. 98. Loi du 14 juiUet 1866. 
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fi«calische Heimfallsrecht auf das U.-R. keine Anwendung^ 
wol aus dem Grunde, dass „in jedem wissenschaftlichen^ 
literarischen und künstlerischen Werk ein grosser Teil 
dem grossen Eigentumsfond des Menschengeschlechts ent- 
liehen ist" und daher das BilligkeitsgefOhl des Publikum» 
durch den Heimfall an die Gesammtheit durch jene Be- 
stimmung befriedigt wird. 

Von den Fällen der Uebertragung eines Ü.-R. durch. 
Singularsuccession scheint uns derjenige des üebergang» 
unseres Rechts beim Briefwechsel der wichtigste, sowoL 
wegen der practischen Natur dieser Frage, als auch wegen 
der abweichenden Ansichten der bedeutendsten Schrift- 
steller. Die vertragsmässige Uebertragung des Ü.-R.. kann^ 
wie wir gesehen haben, durch Kauf, Schenkung oder durch 
irgend ein anderes Rechtsgeschäft ^) geschehen. Es können 
Zweifel bei der Auslegung solcher Veräusserungsverträge^ 
darüber entstehen, ob die uebertragung des Eigenthums— 
rechcs oder des Vervielfältigungsrechts beabsichtigt worden 
sei oder nicht* Besondere Regeln sind nur für den FalL 
der Veräusserung von Werken der bildenden Künste oder 
der Bestellung eines Porträts vom Gesetzgeber aufgestellt- 
worden. Im ersteren Falle wird die Frage verneint, idcl 
zweiten bejaht.^) 

Der Uebergang des Ü.-R. an Briefen ist dagegen, 
nicht normirt. 

Sind Briefe Schriftwerke d. h. sollen sie als G«gen- 
stände des Ü.-R. gegen Nachdruck geschützt werden? 

Einige Schriftsteller') verlangen einen besonders quali-- 



9 Abgesehen vomVerlagsvertrag. 

«) cf. Art. 5. B.-G. betr. U.-R.; v. Orelli : a. a. 0. pag. 54 ff.p 
vgl. ferner Art. 301. S. O.-E. 

3) cf. Beseler; System d. D. Pr. Recht, 2. Aufl. pag* 335^ 
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ficirten Inhalt, um überhaupt Object des ü. -R. zu werden;^) 
sie verlangen, dass die Schrift einen literarischen Wert be- 
sitze, dass sie geeignet sei, einen Teil der Literatur zu 
bilden und das deutsche Reichsoberhandelsgericht versteht 
unter Schriftwerk in einem Erkenntniss vom 24. Mai 1872 
„nur schriftliche Aufzeichnungen von einiger geistiger Be- 
deutung, also nicht die gewöhnlichen Briefe u. drgl." Dar- 
nach könnte sich, also der Herausgeber, welcher unbefugt 
Briefe als literarische Erzeugnisse ausbeutet, darauf be- 
rufen, sie wären kein literarisches Product. 

„Nur diejenigen Schriften sind Schriftwerke, welche 
tatsächlich zum Gegenstande einer vermögensrechtlichen 
Nutzung gemacht werden." ^) 

Wächter ^) führt aus, dass ein Brief, welcher ledig- 
lich die Communication bestimmter Personen über indivi- 
duelle Beziehungen und materielle Zwecke vermittle, nicht 
als literarisches Erzeugniss und somit nicht als Gegenstand 
des U. -R. betrachtet werden könne. Bilden dagegen wis- 
senschaftliche Erörterungen den Gegenstand der brieflichen 
Mitteilung, so wäre ein U.-R. an solchen denkbar. 

JoUy *) verneint die literarische Qualität der Briefe 
und erklärt sie desshalb für den literarischen Verkehr als 
ungeeignet und daher auch nicht des literarischen Schutzes 
teilhaftig. 

Die Frage, ob ein Brief als Gegenstand des Ü.-R. 
gelten kann, kann nicht nach der Form, sondern nach 
dem Inhalte entschieden werden. Die Briefform darf kein 
entscheidendes Kriterium bilden. Entscheidend sind für das 



cf. pag. 13. 

') Klostermann : Das U. - R. an Schriften und Kunstwerken 
pag. 43. 

^) cf. Verlagsrecht etc. pag. 154 ff. 
*) cf. a. a. 0. pag. 121 ff. 



Geeignetsein lediglich die allgemeinen Erfordernisse eines 
literariscben Erzeugnisses und von diesem Gesichtspunkte 
aus können Briefe bald Object des literariaehen Verkehrs 
sein, bald nicht. Häufig werden ja auch literarische Er- 
zeugnisse in Briefform veröffentlicht, ohne daas sie an be- 
stimoite Personen gerichtet wären. 

Ob beim Briefwechsel das ü.- R. an einem Briefe 
dem Verfasser oder dem Ädre^aten zukommt ist zunächst 
nach den allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden. Das 
U,- R. ist ein Schutz der Arbeit, also kommt der Schutz 
des TJ.- R. demjenigen zu gut, welcher geistig tätig ist, 
dem Schreiber des Briefes, Dem Verfasser steht an seinen 
eigenen Briefen das ungeteilte Ü.-R. zu; er ist weder 
verpflichtet, dem andern Teil die Herausgabe seiner eigenen 
Briefe zu gestatten, noch berechtigt, ihn an der Heraus- 
gabe der eigenen Briefe zu hindern. Ein Miturheberrecht 
wäre jedoch ebenfalls denkbar, falls die gegenseitige Cor- 
respondenz nur in ihrer Verbindung einen Gegenstand der 
vermögensrechtlichen Nutzung bildet. Von der Ansicht 
ausgehend, dass nur Briefe literarischen Charakters Object 
eines Ü.-R. sein können, legt Mandry ') nicht dem 
Schreiber^ sondern dem Herausgeher einer Briefsamm- 
lung das Ü.-R. bei; er sagt: minder Regel werden Briefe 
dieser Art nur um der Verbindung willen, in welche sie 
durch die Sammlung mit andern von demselben Schreiber 
oder an denselben Adressaten gerichteten Briefen gebracht 
sind, zu verlf^fähigen Objecten. Erst die Tätigkeit des 
Sammlers macht sie also zu literarischen Erzeugnissen, 
oder vielmehr zu selbst der literarischen Qualität ent- 
behrenden Bestandteilen eines neuen literarischen Erzeug- 
nisses (des Sammelwerkes)," Indessen wird in Theorie 

•) cf. pag, 154. 
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und Praxis als feststehend angenommen, dass an Briefen 
aller Art nur dem Verfasser das ausschliessliche Verviel- 
fältigungsrecht zustehe, auch wenn dieselben in Verbin- 
dung mit andern Briefen herausgegeben werden. 

Im Fernern gilt die Regel, dass in der Eigentums- 
übertragung eines Manuscripts nicht auch eine solche des 
U.- R. liege, falls nicht die Absicht der Contrahenten aus 
den begleitenden Umständen eine solche Vermutung zu- 
lässt. Das körperliche Eigentum an Briefen wird zwar 
durch Absendung an den Adressaten ohne Zweifel cedirt, 
nicht dagegen das U.- R. Eigentum am Schriftstück und 
Urheberrecht daran sind von einander unabhängig. Zur 
Wahrung persönlicher Interessen muss jedoch dem Adres- 
saten das Recht gewahrt werden, auch ohne Zustimmung 
des Verfassers einen Brief zu veröffentlichen. Dagegen 
nicht zum Zwecke vermögensrechtlicher Nutzung. 

§9. 

Das Urheberrecht im Betreibungsverfahren. 

Dem Rechte, das wir bis jetzt behandelt, haben wir 
überall ausschliesslich vermögensrechtlichen Charakter 
vindicirt. Berechtigung dazu geben uns sowol die prak- 
tischen Consequenzen der verschiedenen Gesetzgebungen, 
als auch die Erörterungen der bedeutensten Schriftsteller 
über das ü. - R. In Folge dieser vermögensrechtlichen 
Natar des U.-R. entsteht die Frage, ob dasselbe Gegen- 
stand der Execution sein könne. 

Wächter ^) ist der Ansicht, dass das Verlagsrecht 
(gleich U. - R.) als Executionsgegenstand tauglich sei inso- 



^) Verlagsrecht I. pag. 218. 
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weit, als es nicht durch Verbindlichkeiten, welche dessen 
üebertragung hindern, bedingt sei, es könne also der 
Richter beim Concurse, wie in andern Executionsfällen, 
eine Veräusserung desselben anordnen a. a. 0. (U.-ß. an 
Werken der bildenden Künste u. s. w. pag. 104) kommt 
er zum Schluss, dass die Execution in das ü - R. gegen 
den Urheber selbst, nicht aber gegen seine Rechtsnach- 
folger auszuschliessen sei : 

Ebenso Mandry. 

Dambach (die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes 
betr. das ü.- R. pag. 36) schliesst die Execution auch 
gegen die Erben des Urhebers, wie gegen diesen selbst 
insofern aus, als sie nicht gezwungen werden sollen, ein 
Werk, das sie geheim halten oder von welchem sie keine 
neue Auflage veranstalten wollen, zu veröffentlichen. 

Auch nach Endemann soll der Rechtsnachfolger des 
Urhebers nicht dem Zwange ausgesetzt sein, ein Werk, 
das er nicht publiciren will, zu veröffentlichen. 

Klostermann (das U. - R. an Schrift- und Kunst- 
werken pag. 141) bejaht im Allgemeinen die Frage, mit 
den Beschränkungen, dass die Veröffentlichung von Schriften 
nicht wider den Willen des Verfassers erzwungen werden 
könne; dass bei Kunstwerken nur die von dem Urheber 
autorisirte Nachbildung Gegenstand des Zwangsverkau- 
fes sei. 

V. Orelli ^) hält einen Recursalentscheid des zürch» 
Obergerichts von 1874, wonach entschieden wurde, dass 
das Manuscript eines Schriftstellers ohne dessen Einwil- 
ligung nicht gerichtlich gepfändet werden dürfe (wegen 
der vorwiegend personenrechtlichen Natur desU.-R.), für 
durchaus richtig. 



*) B.-G. betr. U.-R, etc. pag. 35. 



> 



) 



— 71 — 

Weder die deutsche noch die schweizerische Ges^tz- 
tgebung haben über diesen Punkt Bestimmungen getroffen. 
Zwar sollte die Veräusserung des Ü.-R. im Wege der 
Execution durch die Regierungsvorlage zu dem Gesetze 
vom 11. Juni 1870 ausgeschlossen werden und lauteten 
•die Motive folgendermassen : 

»Der Grund, wesshalb im Prinzip das ausschliess- 
liche Recht des Urhebers der gerichtlichen Execution 
entzogen sein muss, liegt nicht fern, Der Urheber soll 
nicht von jedem Gläubiger zur Herausgabe von Werken 
gezwungen werden können, die er noch geheim halten 
oder von denen er keine neue Auflage veranstalten will. 
Ein derartiger gerichtlicher Zwang würde eine ungerecht- 
fertigte Einschränkung der Handlungsfreiheit enthalten. 
Eine Ausnahme findet nur statt, wenn der Urheber oder 
seine Rechtsnachfolger sich zur Uebertragung des Verviel- 
fältigungsrechtes verpflichtet haben, so dass also z. B. 
selbstredend der Verleger vom Verfasser die vertragsmässig 
zugesicherte Herausgabe des Manuscripts erzwingen kann. 
Auch ist das U.-R. nur insofern der gerichtlichen Exe- 
.<iution entzogen, als durch die Herausgabe ein neues Ver- 
lagsunternehmen begonnen werden könnte. Sofern dag^en 
die Ausübung des U.- R. darin besteht, etwa entstandenen 
Nachdruck oder Nachbildung mit Entschädigungsansprüchen 
und Strafanträgen zu verfolgen, insofern ist das Urheber- 
jrecht executivisch angreifbar." 

Die schweizerischen Räte verzichteten auf Aufstellung 
^ines eigenen Artikels über die Executionsfrage des U.- R. 
Der ständerätliche Coinmissionalberiobt vom 16. Februar 
1883 spricht sich über die Controverse folgendermassen aus: 

„Es ist eine bestrittene Frage, ob das U.-R. zu den 
Vermögensobjecten des Inhabers g^iört in dem Sinne und 
Unit der Wirkang, dass dasselbe für dessen Schulden nnt^ 
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haftet. Es ist nicht zu leugnen, dass in dem Urheber- 
recht ein Vermögenswerth steckt, welcher unter ümständeik 
eine reichliche Einnahme sichert. Ohne Zweifel ist das- 
selbe häufig Quelle des Credits; mancher Literat und 
Künstler dürfte aus diesem Credit seinen Lebensunterhalt- 
schöpfen, ja es kommt diesem Recht so sehr der Charakter 
eines Werthobjectes zu, dass dasselbe Gegenstand von 
Kauf, Tausch, Cession etc. bilden kann. Alles das deutet 
darauf hin, dass wir es mit einem gewöhnlichen Vermögens- 
bestandtheil des Inhabers zu thun haben, welcher unter 
gleichem Rechte steht, wie dessen Eigentum im Allgemei- 
nen und desshalb auch den Gläubigern verpflichtet ist. 
Die Schwierigkeit, welche dessen Werthung oft bieten mag, 
kann bei dieser prinzipiellen Frage nicht entscheidend sein^ 
Die Mehrheit der Commissionsmitglieder wollte jedoch etwas 
unbilliges darin finden, dass die Vortheile, welche durch, 
dieses Gesetz speziell den Literaten und Künstlern zuge- 
wendet werden wollen, durch eine Versteigerung des U. - R». 
im Concurs denselben entzogen werde. Der Berichterstatter- 
kann dieses Bedenken nicht als ein berechtigtes anerken- 
nen, denn es tritt die gleiche Folge ein, wenn der Urheber 
freiwillig sein Recht an einen Dritten veräussert. Mit- 
Rücksicht darauf, dass diese Frage wesentlich mit dem 
Betreibungs- und Concursrecht in Zusammenhang steht,. 
einigten wir uns dahin, dass dieselbe vor der Hand offen 
gelassen und der Lösung durch das eidgenössische Concurs- 
gesetz überlassen werde. Freilich hat dieses Vorgehen den 
Nachtheil, dass inzwischen in fraglichem Punkte keine- 
Rechtssicherheit besteht und in den einzelnen Kantonen 
möglicherweise eine verschiedene Behandlung Platz greift:**" 

Diese Controverse wird nun tatsächlich im künftigen» 
Bundesgesetz über Betreibung und Concurs nicht gelöst- 
werden. Dasselbe bestimmt nur, dass zunächst das beweg- 



— 73 — 

liehe Vermögen des Schuldners mit Einschluss seiner For-^ 
derungen zu pfänden sei. Dabei sollen in erster Linie 
die im täglichen Verkehr gangbaren Gegenstände in die 
Pföndung fallen mit der Einschränkung, dass entbehrliche 
Vermögensstiicke vor den weniger entbehrlichen gepfändet 
werden sollen. Das Gesetz nennt dann diejenigen Ver- 
mögensobjecte, welche der Pfändung nicht unterworfen sind,, 
ohne einen Gegenstand zu erwähnen, an den sich ein Ü.-R. 
knüpfen könnte. Gesetzlich wäre mithin kein Hinderniss 
vorhanden, nach Annahme dieses Gesetzes, das U.-R. als 
Executionsgegenstand zu behandeln. 

Unbestritten können körperliche Sachen, mit welchen 
ein U.-R. verbunden ist, Object der Schuldbetreibung sein, 
aber vorläufig ohne Zusammenhang mit eine^m U.-R. Wer 
einen dinglichen oder persönlichen Anspruch auf Heraus- 
gabe eines Schrift- oder Kunstwerkes hat, kann diese er- 
zwingen; z. B. der Verleger, dem der Autor laut Verlags- 
vertrag ein Schrill- oder Kunstwerk behufs Vervielfältigung 
und Veröfientlichung liefern muss, gegenüber dem sich 
weigernden Autor. Allerdings handelt es sich hier nicht 
um die Execution eines U.-R., sondern um Realisirung 
einer vertragsmässigen Verbindlichkeit. 

Ueber die Frage, ob das dem Verleger zustehende- 
Verlagsrecht und die damit verbundenen Verpflichtungen 
übertragbar seien oder nicht, haben wir uns oben ausge- 
sprochen (vergleiche § 7). Wenn nun zugegeben wird, 
dass beim Verlagsrecht, so lange es nur dem Urheber zu- 
steht, auch personenrechtliche Momente zu berücksichtigen 
sind, so verschwinden diese gewiss, so bald jenes Recht 
auf einen Verleger übergegangen ist, denn in der Hand 
desselben hat es nur vermögensrechtliche Natur und unter-^ 
liegt daher unbedingt den gewöhnlichen Rechtsregeln, bildet 
also einen Executionsgegenstand. 
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Wir haben bei den Ausführungen über die juristische 
ITatur des U.-R. dasselbe als Vermögensrecht qualificirt 
mit personenrechtlichem Charakter (Art. 379 S. 0.-R-). 
, Hieraus könnte man schliessen, dass in der Tat der Ur- 
heber nicht gezwungen werden könnte, gegen seinen Willen 
ein Werk zu veröffentlichen. Wenn aber derselbe des 
U.- R. durch irgend ein Rechtsgeschäft, Kauf, Schenkung 
sich begeben hat, so treten, wie auch Wächter betont, 
die persönlichen Wünsche zurück und nimmt jenes in der 
Hand des Dritten rein die Natur eines Vermögensrechtes 
an, ebenso, wenn dasselbe auf Erben oder andere Rechts- 
nachfolger von Todes wegen übergegangen ist, wenn auch 
im ersteren Falle sich der Urheber seines Einspruchsrechts 
gegen äussere oder innere Veränderungen nicht entäussert 
hat und derjenige, der ein U. - R. auf exekutivem Wege 
oder durch Adjudication erworben hat, an ursprüngliche 
Form und Inhalt gebunden ist. Selbst vom Urheber für 
nötig gefundene Verbesseningen müsste sich m. E. der 
Erwerber gefallen lassen, weil ein Recht solche anzu- 
bringen, nach S. O.-R. dem Urheber, so lange er die 
Fähigkeit besitzt, gewahrt bleibt. Selbst wenn eine Ver- 
öffentlichung den Absichten des Urhebers widersprechen 
würde, könnte von Beschränkung des Rechts auf freie 
Tätigkeit nicht gesprochen werden, so bald er sich durch 
«in Rechtsgeschäft des U.-^R. entäussert hat oder sobald 
dasselbe von Todes wegen auf Dritte übergegangen ist, 
weil in beiden Fällen der personenrechtliche Charakter 
TÖllig zurücktritt und wir es mit einem reinen Vermögens- 
recht zu tun haben. 

Nun die Möglichkeit ein U.- R. aus den Händen des 
Autors selbst zu exequiren. 

Klostermann ^) bestreitet die Zulässigkeit der P&ndung 

*) U.- R. pag. 141. ff. 
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bei Schriften, die vom Verfasser nicht gedruckt und nicht 
^um Verlage angeboten wurden, weil niemand von seinen 
Gläubigern gezwungen werden könne, eine nicht zum Ver- 
lage bestimmte Schrift veröffentlichen zu lassen. Auch 
das Recht der Nachbildung an einem Kunstwerk, welches 
nicht bereits durch eine der reproduzirenden Künste ver- 
vervielfältigt, oder zur Vervielfältigung fertig gestellt ist, 
bildet keinen Gegenstand des Zwangsverkaufs, weil Nach- 
bildung in einer vom Künstler nicht genehmigten Form 
das persönliche Interesse desselben schädigen könne. Da- 
gegen bejaht Klostermann die Executionsfrage bei photo- 
graphischen Aufnahmen und bei Mustern und Modellen, 
weil ein concurrirendes persönliches Interesse nicht anzu- 
nehmen sei. 

Bei der Untersuchung der Frage betonen wir wieder- 
um den vermögensrechtlichen Character des U.-R. als die 
practische Folgerung, als das legislatorische Motiv dieser 
Gesetzgebung. Nicht die Befriedigung intellectueller, 
ästhetischer oder ähnlicher, sondern nur diejenige wirt- 
schaftlicher Interessen bilden die ratio legis. Jeglicher 
Zwang involvirt einen Eingriff in das persönliche Recht 
auf freie Tätigkeit, der widerrechtliche, wie der rechtliche, 
nur dass hier der höhere Zweck denselben als gerecht- 
fertigt und zweckentsprechend erscheinen lässt. Dasjenige 
•Concurs- und Betreibungsgesetz wird das beste sein, das 
die Interessen aller Beteiligten, des Gläubigers, wie des 
Schuldners, gleichmässig wahrt. Das Gesetz nimmt jedoch 
keine Rücksicht auf den Grund des Verschuldetseins; der 
Zwangsverkauf kommt gegen denjenigen zur Anwendung, 
welcher durch eigenes Verschulden in bedrängte Lage ge- 
raten ist, wie gegen den, der für die Schulden Dritter 
einstehen muss, ü. E. muss daher die Aufzählung der- 
jenigen Vermögensobjecte , die der Execution entzogen 



— 76 -. 

sind, enge interpretirt werden, da unsere Betreibungs- 
gesetze eher die Interessen des Gläubigers, als die des 
Schuldners wahren. Wir gehen darin mit Klostermaim 
einig, daas unbedingt schon gedruckte oder bereits zum 
Verlage angebotene Schriften , ebenso die Reproduetion 
bereits vervielfältigter oder zu diesem Zwecke fertig ge- 
stellter Kunstwerke Objecte der Pfändung bilden können, 
weil hier die Verbreitung hindernde personliche Interessen 
nicht mehr in Frage kommen. 

Wir gelangen desshalb zum Schluss, dass auch ein 
U.-R, Gegenstand der Execution sein kann. 

Es muss zug^eben werden, dass durch eine er- 
zwungene Veröffentlichung in vielen Fällen eine Blos- 
stellung des Autors liegen kann. Desshalb wurde aus- 
drücklich die Execution eines U.- K. gegen den Urheber 
nur im Prinzipe fiir anwendbar erklärt, Ueberall da, wo 
aus persönlichen Gründen ein Rücktritt vom Verlagsver- 
trag zulässig ist, soll auch die Einrede des Urhebers g^en 
den Zwangsverkauf eines U,- R. gehört und berücksichtigt 
werden. 

Die gleichen Grundsätze kommen auch im Concura 
des Autors zur Anwendung, da der Zweck beider Rechts- 
mittel im Grunde der nämliche ist. 

Ea durfte hier der Ort sein, um auch der wenig 
bestrittenen Frage über die Adjudication eines U.- R. zu 
gedenken. Der Fall wird häufig eintreten, dass mehrere 
zusammen ein literarisches oder künstlerisches Werk 
schaffen, ohne dass die Arbeiten der einzelnen erkennbar 
wären. Es tritt hier Miturheberschaft ein. Diese Gemein- 
schaft erzeugt ein Societätsverhältniss und da in solchem 
Falle jeder Genosse im Wege der Teilungsklage Auf- 
hebung der Gemeinschaft und Teilung der Vermögens- 
rechte herbeiführen kann, so bat der Richer nach billigem 
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Ermessen die Auseinandersetzung durch Verurteilung und 
Adjudication zu bewirken. Dieselben Grundsätze finden 
Anwendung, wenn ein U.- R. mehreren Rechtsnachfolgern 
des Autors z. B. mehreren Erben zusteht. Vgl. § 8. 

Zum Schlüsse sei noch der Frage über die Expro- 
priation eines literarischen oder künstlerischen Werkes 
erwähnt. 

Von allen Gesetzgebungen über das U.- R. enthält 
nur das italienische von 1882 in Art. 20 eine Bestim- 
mung, wonach der Staat auch ein U.-R. zu seinen Gunsten 
expropriiren kann. Die Frage, über die Zwangsenteignung 
eines Ü.-R. ist noch eine durchaus offene und mag hier 
unerörtert bleiben. 
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